
BVWP soll  
Binnenschifffahrt stärken

EDITORIAL

Für die künftige Verkehrsbewältigung 
müssen die einzelnen Verkehrsträ-
ger ihre jeweiligen Systemvorteile 

bestmöglich nutzen können. Dazu wol-
len wir sie besser verzahnen und mehr 
Verkehr auf die Verkehrsträger Schiene 
und Wasserstraße verlagern.“ So hat es 
die Bundesregierung im Jahr 2013 in ih-
rem Koalitionsvertrag angekündigt. Der 
neue Bundesverkehrswegeplan, der bis 
2030 gelten soll und im März als Entwurf 
vorgestellt wurde, bietet die Chance, die-
sen Worten nun Taten folgen zu lassen. 
Die Betrachtung der Projektlisten für die 
auszubauenden Flüsse und Kanäle zeigt: 
Engpässe im Wasserstraßennetz sollen 
beseitigt und die Befahrbarkeit verbessert 
werden. Allerdings bleibt der Planentwurf 
die Antwort schuldig, wie das mit der der-
zeitigen Personaldecke in der WSV und 
den mittelfristigen Haushaltsansätzen 
eigentlich funktionieren soll. Da reicht 

der Etat ja nicht einmal für den Erhalt der  
bestehenden Anlagen. Und die Perso-
naldecke ist im Planungsbereich so dünn, 
dass nicht einmal das zur Verfügung ge-
stellte Geld ausgegeben werden kann. 
Die Politik wird hier intensiv nachsteuern 
müssen, wenn die vorgesehenen Maß-
nahmen an Rhein, Main, Mosel und Ne-
ckar oder im westdeutschen Kanalgebiet 
eine Chance auf Realisierung in vertretba-
ren Zeiträumen haben sollen. Mehr hier-
zu und zu den Hafenkonzepten auf Bun-
des- und Landesebene, die ebenfalls eine 
Stärkung der Binnenschifffahrt vorsehen, 
lesen Sie in diesem Heft. Außerdem schil-
dern wir die Probleme der „verdeckten 
Fahrgastschifffahrt“, informieren über 
die Gespräche des BDB zur Verbesserung 
der Abfertigungszeiten von Container-
schiffen und berichten über die Aktivitä-
ten und Entwicklungen im Verband. Viel 
Spaß bei der Lektüre.          Jens Schwanen
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Flug-, Binnen- und Seehäfen sind 
nicht unmittelbarer Gegen-
stand dieses Planungsinstru-
ments. Bestandteil des Aufstel-

lungsverfahrens für den BVWP ist nun 
erstmals eine sog. strategische Umwelt-
prüfung (SUP), deren Ziel eine frühzei-
tige Berücksichtigung von Umwelt-
belangen ist. Der deshalb zeitgleich 
vorgestellte Umweltbericht ist über 
200 Seiten stark und damit umfangrei-
cher als der Verkehrswegeplan selber.

Der BVWP enthält keine Garantie 
und schon gar keine Finanzierungs-
zusage für die Umsetzung der dort 
genannten Projekte; er ist eher als po-

litische Absichtsbekundung der Bun-
desregierung zu begreifen. Im Herbst 
2016 soll der BVWP vom Bundestag be-
schlossen werden. Mit entsprechenden 
Ausbaugesetzen, denen für die jeweili-
gen Verkehrsträger ausgewählte Bau-
projekte als Listen angefügt werden, 
wird der gegebene Bedarf der Maßnah-
me verwaltungsrechtlich festgeschrie-

ben. Für die Wasserstraßen ist das neu: 
Bisher gab es Ausbaugesetze allein für 
den Straßen- und Schienenbereich. Bei 
Ausbaumaßnahmen an Bundeswas-
serstraßen wurde in der Vergangenheit 
dagegen gerne nach „bundespolitischer 
Großwetterlage“ über den wirklichen 
Ausbaubedarf entschieden, was der 
Planungssicherheit für die Binnen-
schifffahrt und deren Kundschaft al-
les andere als zuträglich war. Mit dem 
Wasserstraßenausbaugesetz wird Ende 
2016 daher eine Kernforderung des Ver-
bandes umgesetzt, die er bereits seit 
über 10 Jahren gegenüber der Bundes-
politik vorbringt.

14 neue Binnenschiff- 
fahrts-projekte 
Der Absicht im Koalitionsvertrag der 
Bundesregierung folgend wird der al-
ternative Verkehrsträger Wasserstraße 
mit seinen Infrastrukturprojekten im 
aktuellen Entwurf des Bundesverkehrs-
wegeplans 2030 (BVWP) besonders be-
rücksichtigt. Der BDB zeigt sich deshalb 
in dieser Hinsicht mit dem in Berlin vor-
gestellten Entwurf durchaus zufrieden: 
Viele der vom BDB für den BVWP ange-
meldeten Wasserstraßenprojekte finden 
sich erfreulicherweise im Planentwurf 
wieder. 22 wichtige neue Maßnahmen, 
davon 14 Binnenschifffahrtsstraßenpro-
jekte, wurden im sog. Vordringlichen Be-
darf aufgenommen und sollen deshalb 
nun vorrangig realisiert werden. Das ist 
gut so, denn die Binnenschifffahrt und 
ihre Kunden sind auf eine leistungsfähi-
ge und verlässliche Wasserstraßeninfra-
struktur angewiesen. Zu den vordring-
lichen Wasserstraßenprojekten zählen 
unter anderem 

�� die Abladeverbesserung am Mit-
telrhein mit einem überragenden 

Nutzen-Kosten-Verhältnis von 30,7
�� die Fahrrinnenvertiefung des Unter-

mains bis Aschaffenburg mit einem 
Nutzen-Kosten-Verhältnis von 27,6

�� die Sohlenstabilisierung und 
Abladeverbesserung am Rhein 
zwischen Duisburg und Dormagen-
Stürzelberg

�� der Ausbau des Wesel-Datteln-Ka-
nals, des Datteln-Hamm-Kanals und 
des Dortmund-Ems-Kanals,

�� der Ausbau der Donau zwischen 
Straubing und Vilshofen, 

�� die Verlängerung sämtlicher Schleu-
sen am Neckar von Mannheim bis 
Plochingen,

�� der Bau von sieben zweiten Schleu-
senkammern an der Mosel, 

�� der Ausbau des Küstenkanals und 
des Elbe-Lübeck-Kanals, und 

�� der vorgezogene Ersatzneubau einer 
Schleuse am Elbe-Seitenkanal in 
Lüneburg-Scharnebeck. 

Einige MaSSnahmen zur  
Engpassbeseitigung fehlen
Damit sollen ärgerliche Engpässe im 
Wasserstraßennetz beseitigt und die 
Leistungsfähigkeit der Binnenschiff-
fahrt durch gezielte Ausbaumaßnah-
men gestärkt werden, insbesondere in 
den schon heute hoch frequentierten 
Strecken. Zugleich wird ein elemen-
tarer Beitrag für einen noch umwelt-
freundlicheren Güterverkehr geleis-
tet, denn die Binnenschifffahrt ist 
nach wie vor der Verkehrsträger mit 
den geringsten Emissionen an Lärm 
und Klimagasen und dem geringsten 
Flächenverbrauch. Dem trägt Minis-
ter Dobrindt mit dem BVWP-Entwurf 
Rechnung, auch wenn aus Sicht des 
BDB in der Projektliste bestimmte 
Maßnahmen wie etwa an der (Bin-

Licht und Schatten im Entwurf des Bundesverkehrswegeplans 2030

Scheitern Ausbauprojekte an  
fehlendem Geld und Personal?
Mitte März 2016 hat Bundesverkehrsminister Alexander Dobrindt den lange erwarte-
ten Entwurf seines Bundesverkehrswegeplans (BVWP) vorgestellt. Auf 185 Seiten gibt 
das Ministerium in diesem Entwurf Auskunft darüber, welche Infrastrukturprojekte 
in den Bereichen Straße, Schiene und Wasserstraße bis zum Jahr 2030 als Neu- oder 
Ausbaumaßnahme eine Chance auf Realisierung haben.

Der BVWP ist das wichtigste Steue-
rungsinstrument für die Verkehrsinfra-
strukturplanung. Mit ihm soll nachge-
wiesen werden, ob erwogene Neu- und 
Ausbauprojekte aufgrund prognosti-
zierter Verkehrsmengen und anderer 
Rahmenbedingungen sinnvoll und 
notwendig sind. Die hierfür erstellten 
Gutachten und Prognosen haben dies-
mal rund 30 Mio. Euro gekostet. Der 
BVWP gliedert sich in den Vordringli-
chen und Weiteren Bedarf. Er enthält 
neben Investitionen für Neu- und Aus-
bau auch Aussagen zu den Erhaltungs- 
und Ersatzinvestitionen im Straßen-, 
Schienen- und Wasserstraßenbereich 
und soll bis 2030 gültig sein.
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nen-)Elbe und die Brückenanhebun-
gen im westdeutschen Kanalgebiet 
fehlen. 

Die Vertiefung der Fahrrinne des 
Rheins von Duisburg bis Dormagen-
Stürzelberg von 2,50 m auf 2,80 m (GlW) 
ist als Maßnahme im Vordringlichen 
Bedarf enthalten. NRW, die Westhäfen 
und die verladende Wirtschaft würden 
diese Maßnahme allerdings gerne bis 
Köln durchgeführt sehen. Zur Verdeut-
lichung: Ein 110-Meter-Schiff kann bei 
30 cm mehr Abladung rund 375 Tonnen 
mehr Fracht aufnehmen und ersetzt 
damit auf einen Streich mindestens 15 
Lkw, ohne dass der Treibstoffverbrauch 
signifikant steigt. Und in Trockenperi-
oden bliebe die Versorgungssicherheit 
z.B. für die chemische Industrie längs 
des Rheins deutlich länger gewahrt. 

Abkehr von rein wirtschaftli-
cher Betrachtung
Als richtungweisend kann die Ent-
scheidung des Bundesverkehrsminis-
ters bezeichnet werden, im BVWP ganz 
bewusst auch einzelne Wasserstraßen-
projekte aufzunehmen, die nach der 
reinen Nutzen-Kosten-Analyse eher un-
terdurchschnittlich abschneiden: Dabei 
handelt es sich um Projekte, die im de-
finierten Kernnetz der Wasserstraßen 
liegen und wo ein fehlender Ausbau 
zwangsläufig „Bottlenecks“ zur Folge 
hätte, die die durchgängige Befahrbar-
keit behindern. Zugleich werden Aus-
fallrisiken an den teilweise sehr alten 
Bauwerken minimiert und Anreize in 
Richtung Häfen und Kundschaft ge-
geben, verstärkt auf die Schifffahrt zu 
setzen, was im Ergebnis eine Hinwen-
dung zur Schaffung einer Angebotsin-
frastruktur darstellt. Deshalb ist es aus 
Sicht des BDB richtig, diese Ausbaupro-

jekte bis 2030 konsequenterweise mit 
in Angriff zu nehmen. Zu den Projekten 
mit einem NKV von „<1“ zählen der Er-
satzneubau einer Schleuse in Scharne-
beck am Elbe-Seitenkanal, die Verlän-
gerung der Neckar-Schleusen, der Bau 
der zweiten Schleusenkammern an der 
Mosel und der Elbe-Lübeck-Kanal.

Eher von nachrichtlichem Wert ist 
die Aufnahme von sechs Wasserstra-
ßenprojekten im sog. Weiteren Be-
darf. „Projekte des Weiteren Bedarfs 
stehen in der Laufzeit des BVWP 2030 
grundsätzlich nicht zur Realisierung 
an“, heißt es in der Unterlage, was für 
weitere 15 Jahre de facto das „Aus“ für 
Maßnahmen an den Stichkanälen, am 
Teltowkanal oder den Bau eines Saale-
kanals bei Tornitz bedeutet. Diese Pro-
jekte sollen „nachfolgenden Bedarfs-
überprüfungen zugänglich bleiben“.

Finanzierung äuSSerst  
zweifelhaft
Noch eingehender zu analysieren sind 
jedoch die im BVWP vorgenommenen 
Zuteilungen der vorgesehenen Gesam-
tinvestitionen von 264,5 Mrd. Euro auf 
die drei Verkehrsträger Straße, Schiene, 
Wasserstraße. Der BDB hält die für die 
Wasserstraßen eingeplanten 24,5 Mrd. 
Euro für zu knapp bemessen: Allein 16,2 
Mrd. Euro sind für Erhaltung bzw. Ersatz 
reserviert. Für o.g. neue Ausbaupro-
jekte sollen 1,8 Mrd. Euro ausreichend 
sein. Jahre alte  Baukosten ohne ent-
sprechende Steigerungsquoten für die 
kommenden 15 Jahre wurden für diese 
Beurteilung zu Grunde gelegt. 

Investitionsszenario entspricht 
nicht dem Verlagerungsziel 
Drei Investitionsszenarien wurden 
im BVWP für die Verteilung der Mittel 

auf Straße, Schiene und Wasserstraße 
untersucht. „Unter Einbeziehung aller 
Größen kann keine eindeutige Emp-
fehlung für einen Verkehrsträger abge-
geben werden. Jeder hat Stärken und 
Schwächen, die es zu berücksichtigen 
gilt“, heißt es in dem Planentwurf zur 
Begründung dafür, dass schlussendlich 
doch kein echtes Verlagerungsszenario 
auf Schiene und Wasserstraße vorge-
nommen wurde. Entsprechend ma-
ger fällt die Investitionsquote bei der 
Wasserstraße im Ausbaubereich aus: 
Im Ergebnis fließen von den 94,7 Mrd. 
Euro an Neu- und Ausbaumitteln ca.  
53 % in die Straße, 42 % in die Schiene 
und nur 5 % in die Wasserstraße. Ob 
sich das verkehrspolitische Ziel der Ver-
kehrsverlagerung damit erreichen lässt, 
darf bezweifelt werden.

Mittelbedarf versus  
Mittelverfügbarkeit
Selbst wenn diese vorgenommene Mit-
telverteilung und die Annahme, dass 
Gesamtinvestitionen von 24,5 Mrd. 
Euro bis 2030 ausreichend sind, als 
richtig unterstellt werden: Der Bund 
hat an den Flüssen und Kanälen ein 
gravierendes Finanzierungsproblem. 
Mittelbedarf und Mittelverfügbarkeit 
klaffen in eklatanter Weise auseinan-
der. Allein für Erhalt und Ersatz weist 
der BVWP auf Grund des schlechten 
Erhaltungszustandes und hohen Nach-
holbedarfs an den Anlagen einen jähr-
lichen Bedarf von rund 1 Mrd. Euro aus. 
Zur Verfügung stehen für Erhalt und 
Ausbau derzeit aber nur rund 615 Mio. 
Euro. Mehr noch: In der mittelfristigen 
Finanzplanung sinken die Ansätze von 
675 Mio. Euro (2015) auf 575 Mio. Euro 
(2019). Es ist daher darauf hinzuweisen, 
dass der von Minister Dobrindt wieder-

Gesamtvolumen des BVWP 2030 nach Verkehrsträger und Verwendungsart 			  Quelle: BMVI
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Quelle: BMVI
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holt behauptete „Investitionshochlauf 
in der Infrastruktur“ zumindest bei den 
Bundeswasserstraßen nicht stattfindet 
(siehe Diagramm). 

Noch dramatischer fällt der Soll-Ist-
Vergleich für Ersatz und Ausbau aus: 
Die Quote der tatsächlich getätigten 
Investitionen sank kontinuierlich von 

700 Mio. Euro im Jahr 2010 auf nur noch 
gut 400 Mio. Euro im Jahr 2015. Hier 
wird der Bund energisch umsteuern 
müssen, wenn die Projektliste im BVWP 
nicht doch am Ende nur ein „Wunsch-
Konzert“ sein soll!

Kein Planungspersonal  
vorhanden
Die Probleme im Wasserstraßennetz 
enden jedoch nicht am knappen Bud-
get und dem hohen Investitionsbedarf, 
der dadurch entstanden ist, dass der 
Bund seine Infrastruktur – immer-
hin ein Bruttoanlagevermögen von 
50 Mrd. Euro – sträflich vernachläs-
sigt hat. Dem Bund fehlt zurzeit auch 
schlicht das fachlich qualifizierte Per-
sonal, um hier gegenzusteuern. Mit 
dem vorhandenen Planungspersonal 
in der Wasser- und Schifffahrtsverwal-

tung lassen sich knapp 450 Mio. Euro 
pro Jahr verplanen und verbauen. Dem 
Bund fehlen also – salopp gesprochen 
– rund 600 Ingenieure, um die Anla-
gen an den Wasserstraßen wieder auf 
Vordermann zu bringen und die ange-
kündigten Ausbaumaßnahmen in An-
griff zu nehmen. 

BMVI bestätigt Defizite
Sämtliche Kritikpunkte wurden vom 
BDB im Rahmen eines Konsultations-
gespräches, zu dem die Staatssekretärin 
Dorothee Bär Anfang April 2016 nach 
Berlin eingeladen hatte, vorgetragen – 
und auf Nachfrage von Vertretern des 
Bundesverkehrsministeriums bestätigt!
Die Politik wird bis Jahresende deshalb 
nicht nur entscheiden müssen, ob die 
Investitionsquote im BVWP-Entwurf 
nicht zu Gunsten der besonders ökolo-
gischen Binnenschifffahrt verschoben 
werden sollte. Sie wird auch zunächst 
erstmal die Grundlagen dafür schaffen 
müssen, dass die Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung eine ausreichende 
Personalausstattung erhält, damit 
das Wasserstraßennetz mit seinen 
Schleusenanlagen, Wehren, Dükern 
und Brücken nicht demnächst wegen 
unterlassener Instandhaltung zusam-
menbricht. Die für die Jahre 2014 und 
2015 bewilligten zusätzlichen 85 Pla-
nungsstellen für die WSV können da 
bestenfalls ein Anfang sein.

Der Entwurf des BVWP 2030 wird 
auch Gegenstand eines Parlamenta-
rischen Abends sein, den der BDB am  
12. Mai 2016 in Berlin ausrichten wird. 

»Schäden an den Bauwerken können 
trotz Verkehrsbeschränkungen mit gra-
vierenden Risiken verbunden sein. Das 
Versagen nahezu aller wasserbaulichen 
Anlagen kann zu Szenarien mit hohen 
volkswirtschaftlichen Schäden bis hin 
zu Gefahr für Leib und Leben führen«

Aus dem BVWP-Entwurf 2030

Investitionen für Ersatz-, Erhaltungs- und AusbaumaSSnahmen an 
BundeswasserstraSSen (Soll und Ist)

Marode Infrastruktur
Unterlassene Unterhaltungsinves-
titionen aufgrund zu knapper Fi-
nanzierungsansätze haben seit zwei 
Jahrzehnten zu kumulierenden Subs-
tanzverlusten an den Wasserstraßen 
geführt. Bei einer technischen Nut-
zungsdauer von rund 80 Jahren zeigt 
die Altersstruktur, dass eine Vielzahl 
der Anlagen an den Bundeswasserstra-
ßen diese erreicht oder bereits über-
schritten hat. Rund 60 % der Schleusen 
wurden vor 1950 errichtet, 20 % der 
Schleusen sogar vor 1900. Von rund 170 
Schleusenanlagen im sog. Kernnetz 
werden 2035 bereits rund 120 älter als 
80 Jahre sein, d.h. 70 %. Von diesen An-
lagen müssten gemäß Expertenschät-
zung in den kommenden 20 Jahren ca. 
100 Schleusen durch Neubauten ersetzt 
werden, wogegen in den zurückliegen-
den 20 Jahren nur sieben Schleusen 
durch Neubauten ersetzt wurden.

Zustand ausgewählter Bauwerkstypen an den Bundeswasserstraßen 			                  Quelle: BMVI
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Bundeskabinett verabschiedet Nationales Hafenkonzept

Bedeutung des Systems Wasser- 
straße wird insgesamt gewürdigt
Der BDB begrüßt im Grundsatz das von der Bundesregierung verabschiedete Nationa-
le Hafenkonzept. Es stellt inhaltlich und strategisch eine Fortschreibung des im Jahr 
2009 vorgelegten Hafenkonzepts dar und beinhaltet neben einer Analyse der Markt-
situation der See- und Binnenhäfen vor allem konkrete Maßnahmenvorschläge, die 
unter anderem unmittelbar die Güterbinnenschifffahrt in Deutschland betreffen.

Aus Sicht des BDB folge-
richtig legt die Regierung 
daher einen besonderen 
Schwerpunkt auf den wei-

teren Ausbau der Flüsse und Kanäle in 
Deutschland: 

Die vorhandenen Mittel müs-
sen verbaut werden
„Der Ausbauzustand der Wasserstra-
ßen ist ein entscheidender Faktor für 

die Wettbewerbsfähigkeit des Schiffs-
transportes. Wichtig sind dabei die Ab-
ladetiefen, Brückendurchfahrtshöhen 
und zulässige Schiffsabmessungen. 
Der Ausbau der Wasserstraßeninfra-
struktur wird zurzeit durch zu geringe 
Planungskapazitäten in der Wasser- 
und Schifffahrtsverwaltung (WSV) 
erschwert“, erklärt die Regierung. Sie 
wird deshalb die Streckenabschnit-
te der „Wasserstraßen der Kategorie 
A“ auf Grundlage von Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen und vorbehalt-
lich verfügbarer Mittel so schnell wie 
möglich für die erforderlichen Schiffs-
größen ausbauen. „Wasserstraßen der 
Kategorie B“ sollen optimiert werden, 
Streckenabschnitte der „Kategorie C“ 
bleiben im Bestand erhalten. Der Bund 
wird außerdem Maßnahmen, z.B. bei 
der Planung in der WSV, ergreifen, da-
mit die vorhandenen Mittel für Wasser-
straßeninvestitionen in angemessener 
Zeit verbaut werden können. 

„Wie nicht anders zu erwarten war, 
greift die Bundesregierung für die zu-
künftigen Ausbaumaßnahmen an 
Flüssen und Kanälen auf die von der 
Vorgängerregierung entworfene „Netz-
priorisierung“ nach Leistungsklassen 
zurück. Das hilft der Binnenschifffahrt 
und den Binnenhäfen in den heutigen 
‚Rennstrecken‘ mit hohem Transport-
volumen. Aber zum Beispiel östlich 
von Magdeburg und in bestimmten 
Relationen im Norden und Südwesten 
der Republik dürfen sich die Betreiber 
der Binnenhäfen von einer verbesser-
ten Erreichbarkeit per Binnenschiff 
gedanklich zunächst verabschieden“, 
kommentiert BDB-Präsident Martin 
Staats die Maßnahmenstrategie der 
Bundesregierung. 

Ein besonderes Augenmerk legt die 

Bundesregierung auf die langfristige 
Sicherstellung der Finanzierung der 
Verkehrsinfrastruktur. Hier wird nicht 
nur eine „bedarfsgerechte Aufstockung 
der Investitionen“ angekündigt, son-
dern auch „die Generierung zusätzli-
cher Haushaltsmittel durch die Aus-
weitung der Nutzerfinanzierung“. Hier 
will die Regierung „die Auswirkungen 
auf die Wettbewerbsfähigkeit der Hä-
fen bei seinen Planungen zur Nutzerfi-
nanzierung von Bundeswasserstraßen 
prüfen“. 

„Wir erwarten, dass die Regierung 
tatsächlich eine umfassende Einbezie-
hung sämtlicher Nutzer der Wasserstra-
ßen, also nicht nur der gewerblichen 
Binnenschifffahrt, vornimmt. Außer-
dem sollte sie ihre Planungen nicht nur 
im Hinblick auf die Wettbewerbsfähig-
keit der Häfen prüfen, sondern auch im 
Hinblick auf die Wettbewerbsfähigkeit 
der Schifffahrt im Vergleich zu den an-
deren Verkehrsträgern. Hier wäre eine 
präzisere Beschreibung der Ziele und 
Maßnahmen hilfreich gewesen, um 
Missverständnisse zu vermeiden“, er-
klärt BDB-Präsident Martin Staats. 

Abfertigungsprobleme in See-
häfen: MaSSnahmen zu vage
Eher vage sind die Erklärungen der 
Bundesregierung zur Verbesserung 
der teilweise unzumutbar langen Ab-
fertigungszeiten von Binnenschiffen 
in den Seehäfen: Der Bund werde die 
Häfen bei Vorhaben zur koordinierten 
Hafenentwicklung unter Berücksichti-
gung des nationalen und europäischen 
Wettbewerbsrechts unterstützen. Im 
Übrigen sieht die Bundesregierung 
die Handlungsverantwortung bei den 
See- und Binnenhäfen: „Die Hafenwirt-
schaft wird Wege suchen, um negative 

»Die Bundesregierung erklärt, dass 
die Binnenschifffahrt als sicherer und 
klimafreundlicher Verkehrsträger auch 
in den kommenden Jahren im Gesamt-
verkehrssystem weiter an Bedeutung 
gewinnen muss, damit die erwarteten 
Verkehrszuwächse, insbesondere im 
Seehafenhinterlandverkehr, bewältigt 
werden können. Eine solche Analyse 
bzw. verkehrspolitische Absichtserklä-
rung können wir als BDB nur ausdrück-
lich unterstützen«.

BDB-Präsident Martin Staats



7BDB Report 1/2016

Auswirkungen von Engpässen in den 
Seehäfen für die betrieblichen Abläufe 
der Binnenschifffahrt zu vermeiden. 
Die Seehafenwirtschaft wird geeigne-
te Verladeeinrichtungen für Binnen-
schiffe errichten, wo dies wirtschaftlich 
sinnvoll ist.“ Ob und wie diese Maßnah-
men, die als „Daueraufgaben“ dekla-
riert werden, nun operativ umgesetzt 
werden, bleibt offen. 

Auch die Steigerung der Umwelt-
freundlichkeit der Schifffahrt greift die 
Regierung erfreulicherweise in dem 
Konzeptpapier auf. LNG wird dabei als 
vielversprechendster alternativer Kraft-
stoff in der See- und Binnenschifffahrt 
angesehen, wobei die Umweltbilanz 
der Binnenschifffahrt schon heute 
deutlich besser ist als die der Seeschiff-
fahrt: „Der in der Binnenschifffahrt 
ausschließlich verwendete Kraftstoff 
(Gasöl oder Diesel) hat im Vergleich 
zum Schweröl geringere Ruß-, Schwe-
fel- und Stickstoffemissionen. In der 
Binnenschifffahrt ist der Umstieg auf 

schwefelarme Treibstoffe bereits ge-
lungen“, stellt die Regierung fest. Ver-
flüssigtes Erdgas (Liquified Natural Gas 
bzw. LNG) sieht die Regierung als viel-
versprechendsten alternativen Kraft-
stoff in der See- und Binnenschifffahrt. 
In der Mobilitäts- und Kraftstoffstrate-
gie der Bundesregierung wird deshalb 
besonderes Augenmerk auf eine weite-
re Senkung der Emissionen durch eine 
Markteinführungsstrategie für LNG in 
der Schifffahrt, inklusive der Binnen-
schifffahrt, gelegt. 

Anstatt konkrete Förderprogramme 
zuzusagen, belässt es die Regierung 
hier allerdings leider bei einem selbst 
auferlegten „Prüf-Auftrag“: Der Bund 
werde prüfen, ob und gegebenenfalls 
welche Maßnahmen in Betracht gezo-
gen werden können, um LNG bessere 
Absatzmöglichkeiten zu verschaffen. Er 
werde sich für eine Vereinheitlichung 
und Beschleunigung international  
anerkannter Genehmigungsverfahren 
und Standards für LNG-Infrastrukturen 

einsetzen und in Zusammenarbeit mit 
den Ländern und der Wirtschaft bis 
Ende 2016 eine nationale Strategie für 
den Ausbau der Infrastrukturen für al-
ternative Kraftstoffe erarbeiten. Nicht 
als Maßnahmen, aber immerhin als zu 
verfolgende Ziele erklärt die Regierung 
den Aufbau einer nachfragegerechten 
Infrastruktur für alternative Kraftstoffe 
und Landstromversorgung für die See- 
und Binnenschifffahrt, die beihilfe-
rechtkonforme Ausgestaltung der För-
derung alternativer Kraftstoffe für die 
Schifffahrt, sowie die Unterstützung 
von freiwilligen Initiativen zur Reduk-
tion von umweltschädigenden Emissi-
onen der Schifffahrt.  

Der Bund setzt sich weiter dafür ein, 
die durch die Binnenschifffahrt entste-
hende Lärmbelastung der Bevölkerung 
bis zum Jahr 2020 um 30 %, ausgehend 
vom Jahr 2008, zu senken. Mit welchen 
Maßnahmen dieses Ziel erreicht wer-
den soll, bleibt im Konzept jedoch offen.
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Der BDB begrüßt, dass die Be-
deutung des Verkehrsträgers 
Binnenschiff, die in NRW mit 
seinem dichten Netz an Was-

serstraßen und Häfen traditionell eine 
besonders wichtige Rolle spielt, erkannt 
wird und langfristig gesteigert werden 
soll. 

NRW: Wachstum der Binnen-
schifffahrt prognostiziert
NRW zeichnet sich wie kein anderes 
Bundesland durch ein dichtes Netz an 
Flüssen und Kanälen aus. Deshalb ist 

hier der Anteil der Binnenschifffahrt 
am Güterverkehr bereits heute beson-
ders hoch: Im sog. Seehafenhinterland-
verkehr – also jene Verkehre, die entwe-
der Quelle oder Ziel in einem Seehafen 
haben – liegt er bei über 60 %. Bis 2030 
sollen die per Schiff transportierten Gü-
ter in NRW auf 150 Mio. Tonnen pro Jahr 
anwachsen und damit dann auf dem 
Niveau der Güterbahn liegen. Die be-
deutendsten Gütergruppen sind dabei 
Kohle und Erze, chemische und Metal-
lerzeugnisse sowie Containerladungen. 
Die Landesregierung NRW möchte mit 

dem nun vorgestellten Wasserstraßen-, 
Hafen- und Logistikkonzept „eine an 
den Prinzipien der Nachhaltigkeit aus-
gerichtete Weiterentwicklung des Lo-
gistikstandortes NRW anstreben“, heißt 
es in der Unterlage.

Erfreulich ist insbesondere, dass ei-
nige Kernforderungen des Verbandes 
im Bereich der Infrastrukturpolitik in 
dem Konzept aufgegriffen werden. Als 
bedeutendste Maßnahmen sind hier 
die Anpassung der Fahrrinne am Rhein 
bis Köln an die zwischen Rotterdam 
und Duisburg bestehende Fahrrinnen-

NRW präsentiert Wasserstraßen-, Hafen- und Logistikkonzept

Binnenschifffahrt soll als nachhaltiger 
Verkehrsträger gestärkt werden
Die nordrhein-westfälische Landesregierung hat nach mehrjähriger Planung und 
Ausarbeitung am 11. April 2016 das Wasserstraßen-, Hafen- und Logistikkonzepts des 
Landes NRW offiziell in Düsseldorf vorgestellt. 

Das Konzept wurde am 11. April 2016 in der Landeshauptstadt Düsseldorf vorgestellt
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tiefe von 2,80 m unter GlW, die Erweiterung des Wesel-Dat-
teln-Kanals samt Schleusenersatzneubauten sowie Brücken-
anhebungen im gesamten westdeutschen Kanalsystem zur 
Ermöglichung zweilagiger Containerverkehre zu nennen. 

Um diese Vorhaben beschleunigt umsetzen zu können, 
stellt die Landesregierung in Aussicht, das „System Wasser“ 
zu stärken, indem sie sich beim Bund mit Nachdruck dafür 
einsetzen will, dass prioritäre Ausbau- und Erhaltungsmaß-
nahmen zügig umgesetzt werden. Damit beweist sie ange-
sichts der oben dargestellten Kennzahlen zum Güterverkehr 
in NRW Weitsicht: 

Ziel: dynamische und flexible  
Verkehrsträgervernetzung
Im Wasserstraßen-, Hafen- und Logistikkonzept wird außer-
dem eine bessere Vernetzung der einzelnen Verkehrsträger, 
insbesondere unter stärkerer Einbindung von Binnenschiff 
und Bahn, angekündigt. Dabei geht es konkret darum, durch 
optimierten Informationsfluss zwischen den verschiedenen 
Akteuren den Planungs- und Abstimmungsaufwand zu re-
duzieren. Ein konsequenter Ausbau von dynamischen und 
flexiblen Vernetzungen kommt der Binnenschifffahrt zu 
Gute, da sie als besonders nachhaltiger und zuverlässiger 
Verkehrsträger ihre Stärken ausspielen und zu einer Verwirk-
lichung von „green logistics“ beitragen kann.

Als Träger des Schulschiffs „Rhein“ leistet der BDB einen 
maßgeblichen Anteil zur Sicherung von Nachwuchskräften 
und gut ausgebildetem Personal in der Binnenschifffahrt. 
Dieses Engagement wird im Konzeptpapier erkannt und der 
Verband konkret als Handlungsakteur herausgestellt. Die 
Landesregierung NRW kündigt an, sich für die Aufrechterhal-
tung des Ausbildungsangebotes für Schiffsführer einzuset-
zen und jeglicher wirtschaftlicher Gefährdung des Betriebs 
des Schulschiffs entgegenzuwirken. Der BDB begrüßt diese 
angekündigte Unterstützung ausdrücklich und hat seiner-
seits nicht zuletzt durch die umfassende Modernisierung der 
Aus-, Fort- und Weiterbildungseinrichtung deutlich gemacht, 
dass er auch langfristig auf den Ausbildungsstandort NRW 
setzen wird.

Der BDB betont jedoch, dass die insgesamt 38 Hand-
lungsfelder nun auch rasch umgesetzt werden müssen. Bei 
einigen Handlungsfeldern hätte sich der Verband in der Un-
terlage deshalb bereits etwas konkretere Aussagen darüber 
gewünscht, was die Landesregierung denn nun genau an 
Maßnahmen ergreift, z.B. im Bereich der Förderprogramme, 
und wann dies erfolgen soll.

NRW sollte sich noch lauter zu Wort melden
Es ist richtig und wichtig, dass NRW mit anderen Bundeslän-
dern noch stärker kooperieren wird, z.B. bei der Umsetzung 
der sog. Düsseldorfer Liste oder den Rheinkonferenzen. Ins-
besondere sollte das Land sich aber wie angekündigt auch 
in der Verkehrspolitik des Bundes noch häufiger und lauter 
zu Wort melden, um seine Rolle als Binnenschifffahrtsland  
Nr. 1 auch dort noch stärker zu verankern. Zu prüfen wäre, 
wie Maßnahmen auf Landesebene mit der Bundespolitik 
verzahnt werden können. Anknüpfungspunkte könnten z.B. 
der Aktionsplan Güterverkehr und Logistik und das Nationa-
le Hafenkonzept der Bundesregierung sein.

Der BDB wird sich aktiv und in Zusammenarbeit mit den 
weiteren Beteiligten in die Realisierung des Konzepts ein-
bringen. Besonders wichtig sind aus Sicht des BDB dabei fol-
gende Handlungsfelder in dem Konzept:

Auszug aus den Handlungsfeldern

1.	 Erhaltung und Verbesserung der Wasserstraßeninfra-
struktur: Hier werden u.a. die Vertiefung des Rheins bis 
Köln auf 2,80 m (GlW), die Anpassung der Nordstrecke 
des Dortmund-Ems-Kanals an das Großmotorgüter-
schiff, die Querschnittserweiterung des Wesel-Datteln-
Kanals, der Ausbau der Oststrecke des Datteln-Hamm-
Kanals, die Anhebung der Brücken im westdeutschen 
Kanalnetz für den zweilagigen Containerverkehr, inten-
sivere Instandhaltungsmaßnahmen an den Schleusen 
und die Errichtung von Ruhehäfen am Niederrhein 
genannt.  

2.	 Forschung zur Sicherung nachhaltiger Mobilität in der 
Binnenschifffahrt: Die Erforschung energiesparender 
und emissionsarmer Antriebe für Binnenschiffe – auch 
unter Berücksichtigung alternativer Kraftstoffe – soll 
hier den Schwerpunkt bilden. „Die Landesregierung 
unterstützt weiterhin die technisch-wirtschaftliche 
Forschung mit dem Ziel, die Binnenschifffahrt als 
kostengünstigen, ressourcenschonenden und umwelt-
freundlichen Verkehrsträger weiter zu stärken“, heißt es 
in dem Konzept. 

3.	 Sicherstellung einer ausreichenden Ausbildung für die 
Binnenschifffahrt der Zukunft: Angesichts der Überal-
terung der Schiffsführer müssen die Anstrengungen 
fortgesetzt werden, ausreichende Personalkapazitäten 
sicherzustellen. „NRW als Binnenschifffahrtsland Nr. 1 
in Deutschland nimmt in diesem Zusammenhang seine 
besondere Verantwortung an“, erklärt die Landesregie-
rung und hebt die besondere Bedeutung des Duisbur-
ger Schulschiffes hervor, das sich in der Trägerschaft des 
BDB befindet.  

4.	 Emissionsarme Binnenschifffahrt: Das Binnenschiff 
verursacht im Vergleich zu Straße und Schiene die ge-
ringsten Emissionen an Klimagasen. Um die Stickoxide 
und den Feinstaub ebenfalls noch weiter zu reduzieren, 
soll die Binnenschiffsflotte sukzessive erneuert werden. 
Die Landesregierung will u.a. entsprechende Nachrüs-
tungsmöglichkeiten durch Pilotprojekte begleiten und 
die Möglichkeiten für ein Förderprogramm, z.B. zur 
abgastechnischen Nachrüstung von älteren Binnen-
schiffen, prüfen. Während der Liegezeiten soll zudem 
verstärkt Landstrom genutzt werden. Fördermöglich-
keiten für den Aufbau einer Landstrominfrastruktur 
werden geprüft.
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Das im Sommer 2015 im Auf-
trag von Bundesumwelt- und 
Bundesverkehrsministerium 
errichtete Beratergremium 

dient im Rahmen der Erarbeitung des 
Gesamtkonzeptes Elbe als Plattform der 
Interessenvertretungen und besteht 
aus jeweils vier Vertretern der Wirt-
schaft bzw. des Verkehrs und des Um-
welt- bzw. Naturschutzes. Es formuliert 
Arbeitsaufträge, Kommentare, Fragen 
und Empfehlungen. Dies schließt die 
Fragen an wissenschaftliche Oberbe-
hörden des Bundes und ggf. zusätzlich 
hinzuziehende Experten ein. 

Mit Karl-Heinz Ehrhardt zieht ein 
gestandener Unternehmer in dieses 
Gremium ein. Mit ihm sitzen dort Funk-
tionäre der IHK Hamburg, des Bundes-
verbandes Öffentlicher Binnenhäfen 
und des Vereins Hafen Hamburg Mar-
keting. Der BDB ist zuversichtlich, dass 
Ehrhardts unternehmerische Kompe-
tenz und seine profunden Kenntnisse 
aus der Praxis für ein gesteigertes wirt-
schaftliches Gewicht in diesem Gremi-
um sorgen werden. 

Die Elbe muss als internationa-
le WasserstraSSe schiffbar sein
Ausdrückliches Ziel des Elbe-Gesamt-
konzepts ist die Verbesserung der 
Schiffbarkeit der Elbe als internationa-
le Wasserstraße. Ökologische Aspekte 
sind hierbei zu beachten. Das wesentli-
che Defizit für die stärkere verkehrliche 
Nutzung der Elbe ist die mangelnde 
Verlässlichkeit der zur Verfügung ste-
henden Fahrrinnentiefen bei niedrigen 
Wasserständen. „Die Position des BDB 
ist auch meine eigene Forderung: Für 
die Fahrrinne der Binnenelbe wird bei 
Niedrigwasser unterhalb von Dresden 

– bezogen auf den sog. Gleichwertigen 
Wasserstand (GlW) – eine Fahrrinnen-
tiefe von 1,60 Meter an 345 Tagen im 
Jahr benötigt, oberhalb von Dresden 
soll die Fahrrinne 1,50 Meter tief sein. 
Ich gehe davon aus, dass diese Position 
von den anderen Wirtschaftsvertre-
tern im Beratergremium mitgetragen 
wird!“, erklärt Hafenchef Ehrhardt, der 
im Frühjahr 2016 zudem für die Wahl 
in den Vorstand des BDB kandidieren 
wird. 

Dem Hafen Magdeburg kommt 
eine Schlüsselfunktion für die weite-
re Entwicklung des Güterverkehrs auf 
der Elbe zu: Über 85 % des Gesamtum-
schlags an Gütertonnen an der Elbe 
findet in Magdeburg statt. Rund 25.000 
TEU werden pro Jahr an Containern 
in Magdeburg umgeschlagen, sowie 
4 Mio. Tonnen Massengut, Breakbulk, 
Mineralölprodukte, Anlagen- und Ma-
schinenteile und Konsumgüter. Hinzu 
kommen die Güterverkehre der Tsche-
chischen Republik: Für sie stellt die Elbe 
die einzige direkte Wasserstraßenan-
bindung an den Hafen Hamburg dar, 
um Güter anstatt per Lkw oder Bahn 
mit der besonders umweltfreundlichen 
Binnenschifffahrt zu transportieren.

Arbeitskreis Binnenschifffahrt 
wiederbelebt
Nicht nur im Beratergremium, sondern 
auch auf anderer Ebene ist Karl-Heinz 
Ehrhardt für eine verbesserte Schiff-
fahrt auf der Elbe im Einsatz. So wurde 
Ende Januar der Hamburger Arbeits-
kreis Binnenschifffahrt, dessen Vorsit-
zender Ehrhardt ist, nach jahrelanger 
Pause wiederbelebt. Diskutiert wer-
den in dem Gremium, in dem neben 
der Hafenwirtschaft auch die örtliche 

Verladerschaft und die Politik vertre-
ten sind, Maßnahmen, mit denen das 
Binnenschifffahrtsgewerbe sowohl im 
Hafen Hamburg selbst, als auch im Hin-
terlandverkehr gestärkt werden kann. 
Dazu zählen u.a. die Einführung ver-
bindlicher Quoten (wie im Hafen Rot-
terdam) oder ähnliche Instrumente zur 
Förderung einer Verkehrsverlagerung 
und ein klares Bekenntnis der Politik 
zum Verkehrsträger Binnenschiff samt 
Ergreifen konkreter Maßnahmen für 
eine vermehrte Nutzung des Systems 
Wasserstraße. Ehrhardt betonte die 
Notwendigkeit, die tideabhängige Elbe 
und die Kanäle (Elbe-Seitenkanal, Mit-
tellandkanal) als zusammenhängendes 
System zu betrachten. Kanäle und Fluss 
ergänzen sich und stellen ein System 
dar, das sich wechselseitig unterstützt. 
Während des knapp sechs Monate an-

BDB entsendet Magdeburger Hafenchef in das Beratergremium für das  
Gesamtkonzept Elbe

Starke Wirtschaftskompetenz für die 
Schifffahrt auf der Elbe!
Karl-Heinz Ehrhardt, Geschäftsführer der Transportwerk Magdeburger Hafen GmbH, 
wird ab sofort die wirtschaftlichen Interessen des Systems Wasserstraße im sog. Be-
ratergremium für die Erstellung des Gesamtkonzepts Elbe vertreten. Ehrhardt über-
nimmt diese Funktion im Auftrag des BDB, wo der Hafen Magdeburg bereits seit meh-
reren Jahren mitgliedschaftlich organisiert ist. 

Karl-Heinz Ehrhardt  
(Transportwerk Magdeburger Hafen)
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haltenden Elbniedrigwassers 2015 konnte beispielsweise der 
Schaden für die Schifffahrt durch die Nutzbarkeit der Kanäle 
abgemildert werden. Der BDB fordert, dass die Hafengelder 
im Hafen Hamburg auch künftig auf dem Niveau von 2016 
bleiben und nicht erhöht werden, um die Binnenschifffahrt 
an einer positiven Entwicklung nicht zu hindern. Für die 
nächste Sitzung des Arbeitskreises hat Ministerialdirektor 
Reinhard Klingen, Abteilungsleiter im Bundesverkehrsminis-
terium, sein Kommen angekündigt, um sich gemeinsam mit 
Ministerialdirektor Dr. Helge Wendenburg vom Bundesum-
weltministerium weitere Hintergrundinformationen über 
Zu- und Abläufe von Warenströmen vor bzw. im Hinterland 
per Binnenschiff geben zu lassen. 

Der Verband für Schiffbau und Meerestechnik e.V. (VSM) 
wies in einer Pressemitteilung auf ein weiteres Erfordernis 
für eine ausreichende Wassertiefe an der Elbe hin. So wie es 
im Sommer extremes Niedrigwasser geben kann, können im 
Winter nämlich extreme Eislagen entstehen, die nicht nur für 
die Deiche und damit für die Bevölkerung, sondern auch für 
die Brückenbauwerke eine Gefahr darstellen. Wasseraufstau-
ungen durch aufgetürmte Eisflächen und Beschädigungen 
der Uferanlagen könnten außerdem Winterhochwasser nach 
sich ziehen. Deshalb seien entsprechende Eisbrechereinsätze 
erforderlich, die jedoch ihrerseits eine ausreichende Wasser-
tiefe brauchen, um eingesetzt werden zu können.

Anfrage zur Elbe im Bundestag
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jüngst eine An-
frage zum Transport auf der Elbe im Bundestag gestellt. 
Hintergrund war die Tatsache, dass die Güterschifffahrt 
im Jahr 2015 aufgrund der anhaltenden Trockenphase 
und unzureichender Fahrtiefen für ein knappes halbes 
Jahr weitgehend ruhte. Die Antwort ergab, dass sich die 
Ausgaben für Bau, Betrieb und Unterhaltung an der Elbe 
im Zeitraum zwischen 1998 und 2015 auf zwischen 13 
und 36 Mio. Euro jährlich beliefen (2015: 22 Mio. Euro). Die 
Bundesregierung geht nicht davon aus, dass es ohne eine 
Verbesserung der Fahrrinnentiefen zu einer wesentlichen 
Verlagerung von Transporten auf die Elbe kommen wird. 
Grund für die geringen Fahrrinnentiefen 2014 und 2015 
seien die infolge geringer Niederschläge im Einzugsge-
biet der Elbe reduzierten Abflüsse gewesen. Auch künftig 
könnten Niedrigwassersituationen wieder eintreten. 2015 
wurde eine Fahrrinnentiefe von einem Meter zwischen 
Dresden und Magdeburg streckenweise an bis zu 102 Ta-
gen unterschritten. Die Antwort ergab außerdem, dass im 
Jahr 2015 an der Schleuse Geesthacht 105.262 TEU (Twen-
ty-Foot-Equivalent-Unit) und insgesamt knapp 11,2 Mio. t 
Güter, im Bereich der Stadtstrecke Magdeburg 6.462 TEU 
und insgesamt 366.842 t Güter registriert wurden. Auf der 
Elbe sei dreilagiger Containerverkehr wirtschaftlich mög-
lich, in den angrenzenden Kanälen hingegen nur Contai-
nerverkehr mit zwei Lagen, heißt es in der Antwort.

Die Potenziale der Elbe müssen endlich genutzt werden
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Gespräche zur Abfertigungsproblematik im Hafen Rotterdam

Wartezeiten an Container-Terminals 
müssen spürbar reduziert werden!
Bereits seit einiger Zeit berichten Containerbinnenschiffer über im Schnitt rund ein 
bis drei Tage lange Wartezeiten bei der Abfertigung an den Terminals im Seehafen 
Rotterdam.

Der Bundesverband der Deut-
schen Binnenschifffahrt e.V. 
(BDB) sieht hier dringen-
den Handlungsbedarf und 

hat deshalb alle wichtigen Akteure, 
die auf eine zügige Abfertigung ihrer 
containerisierten Waren in Rotterdam 
angewiesen sind, eingeladen, um die 
Problematik zu diskutieren und nach 
Lösungsansätzen zu suchen. Nach 
dem Start im Jahr 2015 fand Anfang 
März 2016 die zweite Gesprächsrunde 
in Duisburg statt. 

Mit dabei waren neben Vertretern 
des Seehafens Rotterdam auch Vertre-
ter von Contargo, H&S Container Line, 
Rhenus PartnerShip, Alcotrans Contai-
ner Line, Europe Container Terminals 
(ECT) und dem Deutschen Seeverlader-
komitee im BDI (DSVK). Damit waren 
sowohl Carrier als auch Verlader, Ter-
minalbetreiber und der Hafen selbst 
anwesend, was einen konstruktiven 
Austausch ermöglichte. 

Unplanbare Abfertigungszei-
ten stören den Fahrplan
Die Unternehmer in der Container-
binnenschifffahrt halten die häufig 
unplanbaren Abfertigungszeiten, die 
den Fahrplan der Schiffe massiv stö-
ren, für unzumutbar. Alle Teilnehmer 
waren sich einig, dass die Verlagerung 
von Gütern auf das Binnenschiff wei-
ter vorangetrieben werden muss und 
die Attraktivität des Verkehrsträgers 
durch eine Lösung der bestehenden 
Problematik gesteigert werden kann. 
Neben den großen wirtschaftlichen 
Einbußen, die Binnenschifffahrtsun-
ternehmen durch die Abfertigungs-
staus erleiden, steht bei unveränderter 
Lage zu befürchten, dass die Schiffe 
künftig auf andere Häfen ausweichen 
müssen oder Container gar vom Was-
serweg auf die Straße wandern. Dies 
würde dem gesamten Gewerbe scha-
den sowie Umwelt und Verkehrsinfra-
struktur zusätzlich belasten. Die lan-

gen Wartezeiten kommen u.a. dadurch 
zustande, dass Seeschiffe stets Vorrang 
vor Binnenschiffen haben und es bis-
lang an einem funktionierenden Ab-
fertigungssystem fehlt, durch das z.B. 
zwischenzeitlich frei gewordene Kapa-
zitäten genutzt werden könnten. 

Nächste Gesprächsrunde  
bereits geplant
Durch den nun eingeleiteten und be-
reits vertieften Dialog eröffnet sich die 
Möglichkeit, pragmatische Lösungsan-
sätze zu ermitteln, um die Abfertigung 
schnellstmöglich zu beschleunigen. 
Der Hafen Rotterdam und die Termi-
nalbetreiber prüfen die nicht zuletzt 
auch von deutschen Verladern vorge-
brachten Vorschläge und sind an einer 
Fortsetzung des Dialogs interessiert. 
Die nächste Gesprächsrunde ist bereits 
für Anfang Mai 2016 geplant.

Die Abfertigung im Hafen Rotterdam muss beschleunigt werden
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Weitere Mitgliedstaaten 
in der EBU, die im Jahr 
2001 in Duisburg ge-
gründet wurde, sind 

die Niederlande, Belgien, Frankreich, 
Schweiz, Österreich, Luxemburg, Tsche-
chien und Rumänien. 

Dr. Gunther Jaegers übernimmt das 
Präsidentenamt von dem Franzosen 
Didier Leandri (CAF, Paris), der dies seit 
April 2014 innehatte. Zu seinem Stell-
vertreter wurde Paul Goris, Präsident 
des niederländischen Gewerbever-
bands CBRB, gewählt.

Dr. Jaegers wies auf Bedeutung 
der Binnenschifffahrt hin
In seiner neuen Funktion in diesem eu-
ropäischen Spitzenamt verdeutlichte 
Dr. Gunther Jaegers heute in Gegen-
wart des Generaldirektors der EU-Kom-

mission, Henrik Hololei (DG MOVE), die 
Bedeutung und die Potenziale der eu-
ropäischen Binnenschifffahrt, die eine 
Jahrestransportmenge von 500 Mio. 
Tonnen Gütern in Europa verzeichnet 
und im Bereich der Fahrgastschifffahrt 
eine stark wachsende Bedeutung für 
den Tourismussektor darstellt. EBU-
Präsident Dr. Jaegers forderte deshalb 
eine starke Unterstützung Europas für 
diesen alternativen Verkehrsträger, die 
sich u.a. in einer größeren finanziellen 
Beteiligung an Ausbaumaßnahmen 
am europäischen Wasserstraßennetz 
widerspiegeln müsse. Die Investitions-
notwendigkeit verdeutlichte Jaegers 
am Zustand der Wasserstraßeninfra-
struktur in Deutschland, wo sich 85 % 
der Schleusen in einem nicht ausrei-
chenden Zustand befinden.

Seit Jahren für das  
Gewerbe im Einsatz
Der Tankschifffahrtsunternehmer Dr. 
Gunther Jaegers engagiert sich be-
reits seit vielen Jahren für die weitere 
Entwicklung der Binnenschifffahrt in 
Deutschland und Europa und bekleidet 
zahlreiche Ehrenämter. Der gebürtige 
Aschaffenburger ist unter anderem 
seit 2001 Mitglied im Vorstand und im 
Präsidium des BDB e.V.; von 2006 bis 
2012 bekleidete Dr. Gunther Jaegers das 
Amt des BDB-Präsidenten. Er ist Vorsit-
zender der Kommission für die Tank-
schifffahrt in der EBU und Vorsitzender 
des Verwaltungsrates der Duisburger 
Versuchsanstalt für Binnenschiffsbau 
(DST).

Präsidentenwechsel in der Binnenschifffahrt

Dr. Gunther Jaegers übernimmt  
Führung in der EBU
Dr. Gunther Jaegers (Reederei Jaegers GmbH, Duisburg) hat am 7. April 2016 in Brüssel 
das Amt des Präsidenten im europäischen Dachverband für das Binnenschifffahrtsge-
werbe, EBU, übernommen. Er übt dieses Amt nun für zwei Jahre und stellvertretend 
für das deutsche Binnenschifffahrtsgewerbe im BDB aus.

EBU-Präsident und BDB-Vizepräsident Dr. Gunther Jaegers (Reederei Jaegers),  
Generaldirektor Henrik Hololei (DG Move), EBU-Generalsekretärin Theresia Hacksteiner
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Die Arbeit hat mir immer viel 
Freude bereitet. In der Rück-
schau betrachtet haben wir, 
auch wenn die Verhandlun-

gen mit Verdi nicht immer einfach wa-
ren, in den Bereichen Arbeit und Soziales 
viel zum Wohle der Binnenschifffahrt 
bewegt. Ich habe keinen Zweifel daran, 
dass es der Tarifkommission mit ihrem 
neuen Vorsitzenden Volker Schuhma-
cher gelingt, die erfolgreiche Arbeit fort-
zuführen und die Interessen von Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern in Einklang 
zu bringen“, so Volker Seefeldt.

Schuhmacher lobt Seefeldt  
für das Engagement
„Ich freue mich, dieses verantwor-
tungsvolle Amt übernehmen zu dürfen 
und bin überzeugt, dass die Tarifkom-
mission auch weiterhin im Dialog mit 
der Gewerkschaft Verdi dafür sorgen 
wird, dass die Arbeitsbedingungen für 
die Beschäftigten in der Binnenschiff-

fahrt auch künftig attraktiv sind“, be-
tonte Volker Schuhmacher und dankte 
Volker Seefeldt für die geleistete Arbeit 
und das herausragende Engagement.

Auch auf internationaler  
Ebene erfahren
Auch auf internationaler Ebene ist 
Volker Schuhmacher, bereits seit 2005 
Mitglied der Tarifkommission, kein 
unbeschriebenes Blatt. So hat er bei-
spielsweise als Teilnehmer des Sozia-
len Dialogs in Brüssel maßgeblich am 
Vorschlag der europäischen Arbeits-
zeitrichtlinie für die Binnenschifffahrt 
mitgearbeitet.

In der gewerblichen deutschen Bin-
nenschifffahrt operierten (Stand 30. 
Juni 2013) 964 Unternehmen, davon 
461 in der Trockengüterschifffahrt, 159 
in der Tankschifffahrt, 41 in der Schub- 
und Schleppschifffahrt sowie 322 in der 
Personenschifffahrt. Der Umsatz liegt 
jährlich bei rund 1,5 Mrd. Euro. Von den 
insgesamt 7.489 Beschäftigten zählen 
5.695 zum fahrenden Personal. Die Ta-
rifkommission des BDB befindet sich 
zurzeit in den Verhandlungen mit der 
Gewerkschaft Verdi über den Gehalts-
tarifvertrag für das fahrende Personal 
in der Binnenschifffahrt.

Binnenschifffahrt als  
attraktiver Arbeitgeber
Studien und Untersuchungen bele-
gen immer wieder die Attraktivität 
der Binnenschifffahrt als Arbeitgeber. 
Erst jüngst hat das Bundesinstitut für 
Berufsbildung (BIBB) für das Jahr 2015 
die Ausbildungsvergütungen in 180 
Ausbildungsberufen ausgewertet. Das 

Ergebnis: Angehende Binnenschiffer 
kamen im Schnitt auf 1.072 Euro monat-
lich (West und Ost) und belegten damit 
den Spitzenplatz! Die Konditionen für 
Auszubildende in der Binnenschifffahrt 
sind damit deutlich besser als in vielen 
anderen Branchen und liegen klar über 
dem Gesamtdurchschnitt von 832 Euro 
(West) bzw. 769 Euro (Ost).

Unter anderem mit der vergleichs-
weise hohen Ausbildungsvergütung 
wirkt die Branche einem drohenden 
Fachkräftemangel entgegen, der sich 
durch die derzeitige Altersstruktur der 
Beschäftigten ergibt. So sind laut einer 
Untersuchung des Bundesamtes für 
Güterverkehr (BAG) aus dem vergange-
nen Jahr knapp 30 % der im Gewerbe 
sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten 55 Jahre und älter. Diese Tatsache 
ist gleichzeitig eine Chance für junge 
Menschen: Ihre beruflichen Perspekti-
ven in der Güter- und Fahrgastschiff-
fahrt sind ausgesprochen gut!

BDB-Tarifkommission mit neuem Vorsitz

Seefeldt (HTAG) übergibt Amt an 
Schuhmacher (B. Dettmer)
Die Tarifkommission des BDB hat seit Januar 2016 einen neuen Vorsitzenden. Volker 
Schuhmacher (B. Dettmer Reederei GmbH & Co. KG, Bremen) wurde von den Mitglie-
dern des Gremiums an die Spitze gewählt und folgt damit auf BDB-Vizepräsident 
Volker Seefeldt (HTAG Häfen und Transport AG, Duisburg), der den Vorsitz aufgrund 
zusätzlicher beruflicher Aufgaben niedergelegt hat. Seefeldt leitete die Geschicke der 
Tarifkommission seit April 2008, seinerzeit als Präsident des mittlerweile mit dem 
BDB fusionierten Arbeitgeberverbandes der deutschen Binnenschiffahrt e.V. (AdB). 

»Viel zum Wohle der Binnen-
schifffahrt bewegt«

Volker Seefeld (HTAG)

»Bin überzeugt, dass die Bedin-
gungen für die Beschäftigten 
auch künftig attraktiv sind«

Volker Schuhmacher (B. Dettmer )

„
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Der BDB hatte bereits in der 
Vergangenheit immer wie-
der auf die baulichen Unzu-
länglichkeiten dieser Boo-

te – beispielsweise Holzaufbauten in 
Kombination mit Vergasermotoren und 
Grillmöglichkeit an Bord – berichtet 
und auf die Gefahren aufmerksam ge-
macht, die sich dadurch für den Trans-
port größerer Personengruppen erge-
ben. IN einer Stellungnahme zu dem 
aktuellen Verordnungsentwurf hat sich 
der Verband nun erneut klar zu der The-
matik positioniert.

Obwohl die Regelung dieser Art der 
Personenbeförderung nur begrüßt wer-
den kann, enthält der Entwurf nach 
Ansicht des BDB noch Schwachstellen, 
durch die eine sofortige Verbesserung 
des Sicherheitsniveaus nicht gewähr-
leistet werden kann.

Widerspruch mit EU-Recht
So erlaubt der Verordnungsentwurf 
für Sportfahrzeuge mit einer Länge 
unter 20 Metern, die am 31. Dezember 
2012 über ein Bootszeugnis im Sinne 
der Binnenschifffahrt-Sportbootver-
mietungsverordnung verfügten, bis  
31. Dezember 2030 übergangsweise die 
Beförderung von maximal 35 Personen 
auf dem bis zu diesem Zeitpunkt nicht 
verschärften niedrigen Sicherheitsni-
veau. Diese Zahl entspricht nicht den 
Wertungen des europäischen Rechts. So 
ist beispielsweise in der Richtlinie über 
die technischen Vorschriften für Bin-
nenschiffe klar definiert, dass ab einer 
Personenbeförderung von 12 Personen 
das für die Fahrgastschifffahrt rele-
vante Sicherheitsniveau maßgeblich 
ist. Dadurch kommt die Wertung zum 
Ausdruck, dass der Transport von über 
12 Menschen deutlich sicherheitssen-
sibler ist als jener einer kleineren Per-
sonengruppe. Deshalb sollten während 
der bis Ende 2030 zu lang bemessenen 

Übergangsvorschrift lediglich eine 
Beförderung von 12 Personen mit den 
Bestandsbooten erlaubt sein, um eine 
Übereinstimmung mit europäischem 
Recht zu erzielen und um das hohe Si-
cherheitsniveau auf den Wasserstraßen 
zu gewährleisten. 

Jedenfalls ist eine Personengrenze 
von 35 zu allgemein, da sie nicht ab-
hängig gemacht wird von Anzahl und 
Dimensionierung der Ausgänge bzw. 
Notausgänge sowie ebenso wenig vom 
Brandschutz – insbesondere bei Ver-
wendung von Vergaserkraftstoff. Zum 
Ausgleich des bis Ende der Übergangs-
vorschrift bestehenden niedrigeren Si-
cherheitsniveaus bei Bestandsbooten 
sollten folgende verkehrsrechtliche 
Mindestanforderungen erfüllt werden:

�� der Schiffsführer muss ab einer Be-
förderung von 12 Personen über das 
Schifferpatent B verfügen (dieses 
beinhaltet z.B. Erfordernisse an die 
Evakuierung);

�� ab einer Beförderung von 12 Per-
sonen muss ein Decksmann als  
2. Mann an Bord sein;

�� ab einer Beförderung von 12 Per-
sonen muss der Bootsführer über 
ein UKW-Sprechfunkzeugnis (UBI) 
verfügen, um jederzeit mit anderen 
Fahrzeugen kommunizieren zu kön-
nen;

�� ein Antrieb mit Vergaserkraftstoff 
stellt ein besonders hohes Risiko dar 
und sollte aus diesem Grund nicht 
zugelassen werden;

�� Die Bestandserlaubnis sollte außer-
dem nicht per se bis zu einer Be-
förderung von 35 Personen gelten. 
Vielmehr sollte die Erteilung der 
Erlaubnis mit einer behördlichen 
Besichtigung verbunden werden, in 
der u.a. Fluchtwege und die poten-
zielle Evakuierungszeit überprüft 
und auf dieser Basis ermittelt wird, 

ob eine Zulassung bis 35 Personen 
verantwortbar ist. Wenn nicht, ist 
die Bestandserlaubnis mit einer 
strengeren Begrenzung zu verbin-
den. Insbesondere ist vom Betreiber 
der Nachweis zu führen, dass der 
Fahrgastraum binnen einer Minute 
evakuiert werden kann.

SofortmaSSnahmen bei  
nautischem Personal nötig
Wichtig ist auch, dass die für Neufahr-
zeuge geforderten Anforderungen an 
das nautische Personal sofort umge-
setzt werden, um das während der 
Übergangsfrist niedrige technische 
Sicherheitsniveau zumindest zu kom-
pensieren.

Mit der Thematik der entgeltlichen 
Personenbeförderung mit Sportfahr-
zeugen beschäftigte sich intensiv  
der Fachausschuss Personenschifffahrt 
im BDB, der am 14. März 2016 auf dem 
Schulschiff „Rhein“ in Duisburg tag-
te. Im Rahmen dieser Sitzung dankte 
der Ausschussvorsitzende Anton Nau-
heimer dem langjährigen, bis März 
2016 für den Verband aktiven BDB-
Geschäftsführer Jörg Rusche für sein 
außerordentliches Engagement für die 
Fahrgastschifffahrt und überreichte 
ihm ein Weinpräsent.

Geplante Neuregelung der Binnenschiffsuntersuchungsordnung

BDB bezieht Stellung zur Personen- 
beförderung auf Sportbooten
Nach mehrjähriger Wartezeit hat das BMVI endlich einen Entwurf zur Änderung der 
Binnenschiffsuntersuchungsordnung im Hinblick auf die bisher durch eine Ausnahme-
vorschrift geduldete entgeltliche Personenbeförderung mit Sportfahrzeugen vorgelegt.
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Aktuelles vom Schulschiff

255. Lehrgang  
im Januar gestartet
Am 11. Januar 2016 ist der 255. Lehrgang 
auf dem Schulschiff „Rhein“ gestartet. 
Angereist sind insgesamt 112 Auszubil-
dende, darunter 12 Schiffsmädchen, die 
während des dreimonatigen Berufs-
schulblocks am Schiffer-Berufskolleg in 
Duisburg-Homberg an Bord unterge-
bracht sind. Damit setzt sich der Trend 
der starken Auszubildendenlehrgänge 
auch in diesem Jahr fort. Seit Abschluss 
der Modernisierungsmaßnahme 2015 
stehen den Azubis durchweg moderne 
und freundlich eingerichtete Kabinen 
auf dem Schulschiff zur Verfügung. Die 
Azubis kommen aus Berlin (13), Branden-
burg (3), Baden-Württemberg (24), Bay-
ern (9), Hessen (2), Niedersachsen (14), 
NRW (17), Rheinland-Pfalz (11), Schleswig-
Holstein (1), Hamburg (3), Thüringen (1), 
Mecklenburg-Vorpommern (2) und 
Sachsen (1) sowie aus der Schweiz (9).

Azubis in der Binnenschiff-
fahrt verdienen am meisten
Das Bundesinstitut für Berufsbildung 
(BIBB) hat für das Jahr 2015 die Ausbil-
dungsvergütungen in 180 Ausbildungs-
berufen ausgewertet. Das Ergebnis: 
Angehende Binnenschiffer kamen im 
Schnitt auf 1.072 Euro monatlich (West 
und Ost) und belegten damit den Spit-
zenplatz! Die Konditionen für Auszu-
bildende in der Binnenschifffahrt sind 
damit deutlich besser als in vielen an-
deren Branchen und liegen klar über 
dem Gesamtdurchschnitt von 832 Euro 
(West) bzw. 769 Euro (Ost).

Konstruktives Dozentenge-
spräch auf dem Schulschiff
13 der auf dem Schulschiff „Rhein“ tä-
tigen Dozenten trafen sich im Januar 
2016, um im Rahmen des regelmäßig 
organisierten Dozentengesprächs den 
Austausch untereinander, mit der BDB-
Geschäftsstelle sowie mit Schulschiff-
Leiter Klaus Ridderskamp zu pflegen. 
Neben einer konstruktiven inhaltlichen 
Diskussion über die Konzeption der 
Kurse, Lernmethoden sowie aktuelle 
europäische und nationale Entwick-
lungen in der Aus- und Weiterbildung 
in der Binnenschifffahrt, gaben die Do-
zenten auch Feedback zum komplett 
renovierten großen Seminarraum und 
wertvolle Hinweise, wie die Lernat-
mosphäre auf dem Schulschiff künftig 
noch verbessert werden kann. Der BDB 
hat diese Punkte aufgegriffen und wird 
sie bei künftigen Modernisierungs-
maßnahmen berücksichtigen.

Schulschiff-Kommission  
mit neuem Vorsitz
Die BDB-Schulschiff-Kommission hat 
einen neuen Vorsitzenden: Volker Mü-
ßig, Mitglied im BDB-Vorstand, wurde 
im Rahmen der letzten Sitzung des Gre-
miums am 27. Januar 2016 einstimmig 
gewählt. Er tritt damit die Nachfolge 
von BDB-Vizepräsident Volker Seefeldt 
an, der das Amt aufgrund zusätzlicher 
beruflicher Aufgaben niedergelegt hat. 
Im Rahmen der Sitzung wurden u.a. 
abgeschlossene und geplante Moderni-
sierungsmaßnahmen des Schulschiffs 
erläutert. Auf der Tagesordnung stand 
außerdem das Kursprogramm, das stets 
das gesamte für das Gewerbe relevan-
te Spektrum abdeckt. Die langjährige 
Erfahrung und die Stoffvermittlung 
durch kompetente Dozenten schlagen 
sich immer wieder in den hohen Beste-
hensquoten nieder. 

Wieder überdurchschnittliche 
Bestehensquoten 
Die Teilnehmer des Kurses „Großes 
Patent“, der im Februar 2016 auf dem 

Schulschiff stattfand, konnten eine 
überdurchschnittlich hohe Bestehens-
quote erzielen. Nach Ende des Kurses 
waren alle Prüfungsteilnehmer derart 
vorbereitet, dass sie den schriftlichen 
Teil auf Anhieb bestanden haben! Den 
mündlichen Teil legten 5 der 7 Prüflin-
ge erfolgreich ab. Damit bestätigte sich 
wieder einmal, dass die Patentlehrgän-
ge auf dem Schulschiff sehr gut auf die 
Patentprüfung vorbereiten. Der nächs-
te Patentkurs startet am 13. Juni 2016. 
Ebenfalls sehr erfreulich: Alle Teilneh-
mer des ADN Wiederholungs-Grund-
kurses mit Stabilität, der Anfang März 
2016 lief, haben die Prüfung auf Anhieb 
bestanden!

Azubis auf interessanten  
Exkursionen
Für die auf dem Schulschiff unterge-
brachten Auszubildenden werden regel-
mäßig Exkursionen organisiert. Ziel ist 
es dabei, den angehenden Binnenschif-
fern Einblicke in zahlreiche Bereiche des 
Systems Wasserstraße zu vermitteln. 
Ende 2015 besuchten Schüler der Unter-

Frank Althaus (Haeger & Schmidt International) zeigte den 
Azubis den Unternehmensstandort
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stufe die Schleuse Duisburg-Meiderich. 
Spannend wurde es auch für eine Schü-
lergruppe der Oberstufe: Sie erkundeten 
ein Küstenmotorschiff. Ein Klassiker 
im Programm war wieder einmal sehr 
nachgefragt: Für einen Ausflug auf ein 
Feuerlöschboot – mittlerweile schon ein 
Klassiker im Programm. Im Februar 2016 
lagen so viele Anmeldungen vor, dass 

dieser Ausflug in zwei Gruppen durch-
geführt wurde. Im März 2016 besuchte 
eine Gruppe Auszubildender das Unter-
nehmen Haeger & Schmidt Internatio-
nal, Mitglied im Vorstand des BDB. Frank 
Althaus zeigte den angehenden Binnen-
schiffern das Firmengelände und stand 
Rede und Antwort.

Zu Gast in einer Schleuse

Gruppenfoto auf dem Feuerlöschboot

Auf einem Küstenmotorschiff

Vorschau auf unsere  
Fortbildungslehrgänge Mai – Juli 2016

02.05. – 04.05.	 ADN-Sachkunde Basis:   

		  Wiederholungskurs mit Stabilität

08.05. – 12.05.	 ADN-Sachkunde Basis:   

		  Grundkurs mit Stabilität

13.06. – 26.06.	 Erwerb von Patenten:  Großes Patent 

27.06. – 01.07.	 Technik: Motoren und Maschinen

04.07. – 08.07.	 Erwerb von Patenten:  Radarpatent

		  mit ausführlichem Training am 		

		  Flachwasserfahrsimulator SANDRA 

 		  sowie Übungsfahrt mit dem  

		  Prüfungsschiff der WSV

04.07. – 10.07.	 Existenzgründer „Binnenschiffs-		

		  güterverkehr“

11.07. – 13.07.	 ADN-Sachkunde Basis:  Wiederho-		

		  lungskurs mit Stabilität

13.07. – 15.07.	 UKW-Sprechfunk-Lehrgang
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ZKR-Marktbeobachtung
Die ZKR reformiert ihr System der 
Marktbeobachtungsberichte. Offenbar 
unter dem Eindruck der krisenhaften 
Situation in den Jahren 2007 ff. und 
den gegebenen Risiken für die Branche 
sieht sie die Notwendigkeit, deutlich 
intensiver bzw. in kürzeren Intervallen 
über die Entwicklung in der Binnen-
schifffahrt zu informieren. Sie wird 
deshalb zukünftig vier Berichte pro 
Jahr anbieten: Drei dieser Berichte, die 
im März, September und Dezember er-
scheinen, werden Quartalsberichte sein 
und sich auf die Märkte und Regionen 
konzentrieren, die am stärksten von 
regelmäßigen Aktualisierungen betrof-
fen sind. Ein vierter umfangreicherer 
Bericht, der stets im Juni erscheint, wird 
einen umfassenderen Überblick über 
die Tendenzen und Entwicklungen der 
Binnenschifffahrt in ganz Europa ge-
ben, einen vollständigen Rückblick auf 
das vergangene Jahr enthalten und die 
mittelfristigen Perspektiven beleuch-
ten. Der europäische Dachverband des 
BDB, die EBU, ist in die Erstellung die-
ser Berichte unmittelbar eingebunden. 
Abruf im Internet unter www.ccr-zkr.
org/13020800-de.html. 

Ausgaben an Bundeswasser-
straSSen 2015
Aus einer Kleinen Anfrage der Grünen 
im Bundestag geht hervor, dass im Jahr 
2015 die Ausgaben für Ersatz-, Aus- und 
Neubaumaßnahmen an Bundeswas-
serstraßen wieder unterhalb des Soll-
Ansatzes lagen. Lediglich bei Maßnah-
men am Dortmund-Ems-Kanal und der 
Spree-Oder-Wasserstraße, der Oberen 
Havel-Wasserstraße sowie am Havel-
Kanal lagen die Ausgaben über dem 
Ansatz, an der Außen- und Unterweser 
(einschließlich Quell- und Nebenflüsse), 
dem Wesel-Datteln-Kanal sowie Mosel, 
Saar und Lahn zumindest knapp darun-

ter. Für den Erhalt lagen die Ausgaben 
hingegen über dem Ansatz. Insgesamt 
betrachtet sind jedoch im Jahr 2015 
nur 660,6 Mio. der insgesamt im Soll-
Ansatz eingestellten 833,7 Mio. Euro 
abgeflossen, so die Regierung. Report 
erlaubt sich hier die Anmerkung, dass 
diese Zahlen nicht ganz richtig sind, 
wenn nach dem reinen Anteil gefragt 
wird, der in die Infrastruktur geflossen 
ist, also ohne Investitionen in Schiffe 
der WSV oder ähnlichem. Der „echte in-
vestive Anteil“ lag mit 407 Mio. Euro im 
Jahr 2015 noch deutlich niedriger. Zu Er-
innerung: Allein der Ersatzbedarf liegt 
bei 900 Mio. Euro pro Jahr…!

Änderung der Vorschriften 
für die freie Sicht
Der BDB hat für seine Mitglieder In-
formationen über die Änderung der 
Vorschriften für die freie Sicht zusam-
mengetragen. Anlass ist die jüngste 
Mitteilung der Zentralkommission 
für die Rheinschifffahrt über eine Än-
derung in der Rheinschifffahrtspoli-
zeiverordnung (RheinSchPV). Die ZKR 
hat definiert, welche Anforderungen 
erfüllt werden müssen, damit eine 
Ausdehnung des Sichtschattens von 
350 m auf 500 m vor dem Bug unter 
Aufrechterhaltung der Sicherheit der 
Schifffahrt möglich ist. Konkret in Be-
tracht kommt dabei eine Installation 
von Radar und Videoanlagen, für die 
es schon eine Dienstanweisung an die 
Schiffsuntersuchungskommissionen 
gab. Der Ausgleich des Sichtschattens 
erleichtert die Beförderung von Contai-
nern und großvolumiger Güter in der 
Binnenschifffahrt. Durch eine koordi-
nierte Anpassung von RheinSchPV und 
der schiffbaulichen Anforderungen an 
die freie Sicht wird jetzt mehr Rechts-
sicherheit geschaffen und gute Praxis 
beim Gebrauch von Kameras und der 
Installation von Radarantennen fest-

geschrieben. Nähere Informationen 
finden Sie in unserem Blog unter www.
binnenschiff.de.

EBU zum Ergebnis  
des Klimagipfels
Der europäische Dachverband der Bin-
nenschifffahrt EBU hat das im Rah-
men des Weltklimagipfels erzielte 
Klimaschutzabkommen ausdrücklich 
begrüßt und Bereitschaft zugesichert, 
zur Erreichung des Ziels, der Begren-
zung der globalen Erderwärmung auf 
unter 2 Grad, beizutragen. Die EBU 
verweist auf die großen Verlagerungs-
potenziale auf den nachhaltigen Ver-
kehrsträger Binnenschiff, der mit seiner 
vorbildlichen CO2-Bilanz und Innova-
tionen wie schwefelfreiem Kraftstoff 
und LNG schon heute umweltfreundli-
chen Gütertransport ermöglicht. Nicht 
nur auf den traditionellen langen Stre-
cken, sondern auch auf kurzen Distan-
zen gebe es genügend freie Kapazitä-
ten, um deutlich mehr Beförderung von 
Fracht und Passagieren auf den Bin-
nenwasserstraßen zu realisieren. Der 

Klimagipfel beweise, dass es an der Zeit 
sei, jetzt die richtigen Entscheidungen 
zu treffen und auf nachhaltige Trans-
portlösungen zu setzen, betonte der zu 
Zeitpunkt noch amtierende und im Ap-
ril 2016 durch Dr. Gunther Jaegers (Ree-
derei Jaegers) abgelöste EBU-Präsident 
Didier Leandri.

„100 % der westdeutschen 
Schleusen marode“
Sämtliche Schleusenanlagen an Rhein, 
Ruhr, Rhein-Herne-Kanal, Wesel-Dat-
teln-Kanal und Datteln-Hamm-Kanal 
sind sanierungsbedürftig. Gleiches gilt 
für die Hälfte der Saar-Schleusen und 
für sämtliche Wehre an der Mosel. Dies 
hat die Bundesregierung Anfang April 
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einräumen müssen, als die Opposition 
im Bundestag hiernach fragte. Die An-
lagen haben eine „Zustandsnote 3 oder 
4“, was der Zustandskategorie „ausrei-
chend bis ungenügend“ entspreche. 
Bestätigt sind damit die Befürchtun-
gen und wiederholten Mahnungen des 
BDB, endlich stärker in den Erhalt der 
Infrastruktur zu investieren. Die derzei-
tigen und bis 2019 geplanten Mittelan-
sätze im Bundeshaushalt reichen dafür 
bei Weitem nicht aus. Die Wasserstra-
ßeninfrastruktur wird laut Aussage 
im BVWP-Entwurf bereits seit 20 Jah-
ren vernachlässigt. „Die Zustandsnote 
sowie das Alter der Schleusenanlagen 
sind lediglich Indikatoren für die Not-
wendigkeit einer Maßnahme, lassen 
aber keine Rückschlüsse auf den Maß-
nahmenumfang (Reparatur, Instand-
setzung, Ersatz) zu“, versuchte die Re-
gierung noch zu beschwichtigen. Die 
„Rheinische Post“ als größte Tageszei-
tung am Rhein hat den Kern der Nach-
richt aber zutreffend erfasst: „100 % der 
westdeutschen Schleusen marode“ lau-
tete die Schlagzeile am 18. April 2016.

Hamburg:  
Tarife bleiben 2016 konstant
Die Hafennutzungsentgelte im Ham-
burger Hafen werden im Jahr 2016 
nicht steigen. Das teilte die HPA im 
Dezember 2015 mit. Der BDB hatte 
zu Bestrebungen des Hafens, die Ta-
rifstruktur zu verändern, ausführlich 
Stellung bezogen. Aus den mittlerwei-
le auf der HPA-Webseite eingestellten 
AGB für das Jahr 2016 geht nun hervor, 
dass die alten Entgeltsätze sowie die 
Erhebungssystematik vorerst erhalten 
bleiben. Der BDB wird sich auch künftig 
dafür einsetzen, dass die Tarife nicht er-
höht werden: Derartige Bestrebungen 
konterkarieren das Ziel, den Anteil der 
Binnenschifffahrt im Hafen Hamburg 
zu steigern.

Autoabsetzplatz in Mainz
Wie das WSA Bingen mitteilt, steht für 
die Schifffahrt an der Nordmole des 
Zoll- und Binnenhafens Mainz (Rhein-
km 500,5) auf dem linken Ufer ein 
Autoabsetzplatz an der dortigen Dal-
benreihe zur Verfügung. Der Platz ist 
durch entsprechende Schilder gekenn-
zeichnet und dient Binnenschiffern 
zum sofortigen Ein- oder Ausladen von 
Kraftfahrzeugen. Zwischen dem Zollha-
fen Mainz und dem WSA Bingen wur-
de eine Vereinbarung geschlossen, die 
die Nutzung der Nordmole zu diesem 
Zweck bis Ende 2016 sicherstellt. Der 

BDB begrüßt die Einrichtung des Au-
toabsetzplatzes. Eine Verbesserung des 
Netzes derartiger Einrichtungen würde 
die Mobilität von Binnenschiffern – als 
Unternehmer und Privatperson glei-
chermaßen – weiter erhöhen.

Normierungsvorschlag für 
Bordwohnungen geht zu weit
Der BDB hat zu dem Entwurf einer 
DIN-Norm „Fahrzeuge der Binnen-
schifffahrt – Mindestanforderungen an 
Unterkünfte“ ausführlich Stellung ge-
nommen. Der Verband hält die in dem 
Entwurf vorgesehenen Regelungen 
für zu detailliert, zumal ein entspre-
chendes Kapitel mit Anforderungen an 
Wohnungen auf Binnenschiffen bereits 
in der Rheinschiffsuntersuchungsord-
nung (RheinSchUO) existiert und sich 
bewährt hat. Normierungen, die über 
diese ein hohes Sicherheitsniveau ga-
rantierenden Standards hinausgehen, 
schränken die Gestaltungs- und Entfal-
tungsfreiheit der in den Wohnungen 
lebenden Personen teils deutlich ein 
und tragen den Platzverhältnissen auf 
Schiffen nicht ausreichend Rechnung.

Rekord am Elbe-Seitenkanal
Wie das WSA Uelzen mitteilt, erreich-
te der Containertransport im Jahr 2015 
an den Abstiegsbauwerken am Elbe-
Seitenkanal und in der Osthaltung des 
Mittellandkanals Rekordniveau. So 
wurden am Schiffshebewerk Lüneburg 
in Scharnebeck erstmals knapp 100.000 
TEU registriert. Dies entspricht einer 
Steigerung von 20 %. „Vor dem Hinter-
grund eher fallender Containerzahlen 
im Hamburger Hafen eine ganz beacht-
liche Entwicklung“, so Kai Römer vom 
WSA Uelzen. Hilfreich für die positive 
Entwicklung seien der erneut eisfreie 

Winter 2014/2015 und die milde Witte-
rung im Dezember 2015 gewesen. Au-
ßerdem hätten die niedrigen Wasser-
stände auf der Elbe zu einer verstärkten 
Nutzung der Kanäle beigetragen, ließ 
das Amt verlauten. Insgesamt wurden 
2015 rund 11 Mio. Ladungstonnen auf 
dem Elbe-Seitenkanal transportiert. 
Der Wert liegt damit auf dem Niveau 
des Vorjahres.

MaSSnahmen gegen  
Eis an Schleusen
Der BDB hat sich anlässlich der eisbe-
dingten Sperrung der Schleuse Geest-
hacht im Januar 2016, die zu langen 
Staus vor dem Bauwerk führte, erneut 
bei der GDWS dafür eingesetzt, dass bau-
liche Lösungen gefunden werden, um 
Eisablagerungen auf den Hubtoren von 
Schleusenbauwerken künftig zu verhin-
dern. Im Rahmen der Standardisierung 
muss darauf geachtet werden, dass neue 
Tore in Zukunft überall eisabweisend 
ausgeführt werden. Diese notwendigen 
baulichen Lösungen dürfen auch nicht 
an einem Mangel an Ingenieuren bei 
der WSV scheitern, fordert der Verband.

Neuer Studiengang  
für Wasserbauer
Die Hochschule Koblenz startet ab Au-
gust 2016 den neuen dualen Studien-
gang Wasserbau-Bauingenieurwesen. 
Der Bachelorstudiengang dauert sieben 
Semester und ist eine Kooperation mit 
der WSV, die händeringend Nachwuchs 
sucht. Dabei machen die Studenten 
ein Bauingenieurstudium und parallel 
dazu die Ausbildung zum Wasserbauer. 
Nach erfolgreichem Abschluss sollen 
sie im gehobenen Dienst der WSV ar-
beiten können. Nähere Informationen 
unter: www.hs-koblenz.de.

Die Anforderungen an Schiffswohnungen sind bereits klar definiert
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Neues CDNI Merkblatt  
verabschiedet
Die Konferenz der Vertragsparteien des 
Abfallübereinkommens (CDNI) hat das 
ergänzte und überarbeitete Merkblatt 
für die Abfallbeseitigung sowie die Ver-
wendung von Reinigungsmitteln in der 
Binnenschifffahrt verabschiedet und zur 
Veröffentlichung freigegeben. Eine über-
arbeitete Fassung war vom Binnenschiff-
fahrtsgewerbe bereits seit dem Jahr 2001 
immer wieder gefordert worden, etwa 
wenn es um das zur Schiffspflege nötige 
Waschen des Schiffskörpers geht. Laut 
CDNI soll der Gefahr einer Gewässer-
verunreinigung durch die Verwendung 
nicht sachgerechter Reinigungsmittel 
auf Schiffen vorgebeugt werden. Das 
Merkblatt finden Sie über unseren Blog 
unter www.binnenschiff.de.

Mindestsprachkenntnisse  
in der Diskussion
Nach Prüfung des Entwurfs einer so 
genannten RIVERSPEAK, den einige  
ausländische Binnenschifffahrtsschu-
len an die ZKR gesandt haben, hat die 
ZKR festgestellt, dass das Dokument 
sehr umfangreich ist und es u.a. für 
Schiffsführer mit Schwierigkeiten ver-
bunden sein wird, sich alle 795 im Vor-
schlag zu RIVERSPEAK enthaltenen Re-
dewendungen zu merken. Außerdem 
finden sich nach Ansicht des BDB zu 
viele maritime Einflüsse in dem Ent-
wurf. Die ZKR diskutiert jetzt 41 the-
matisch klar gegliederte Redewendun-
gen, die aus Sicht vieler Experten für  
den Binnenschifffahrtsfunk sprachli-
chen Mindestanforderungen entspre-
chen und alle für die Binnenschifffahrt 
sicherheitsrelevanten Situationen ab-
decken. Der BDB beteiligt sich intensiv 

an der Diskussion, die sicher noch eini-
ge Zeit benötigt. Dabei ist nicht außer 
Acht zu lassen, dass zum Beispiel auf 
dem Rhein nach der international ak-
zeptierten Polizeiverordnung bei Ver-
ständigungsschwierigkeiten die deut-
sche Sprache zu verwenden ist.

Anerkennung von  
Berufsbefähigungen
Der BDB hat seine Mitglieder in einem 
Rundschreiben über die Anerkennung 
nicht-rheinischer Berufsbefähigun-
gen informiert. Hintergrund ist, dass 
die ZKR die Möglichkeit hat, derartige 
Berufsbefähigungen anzuerkennen. 
Seit Unterzeichnung der Verwaltungs-
vereinbarungen mit den Behörden der 
Tschechischen Republik und Rumäni-
ens gelten seit dem 1. Dezember 2015 
bestimmte Bedingungen, unter denen 
die an den Schulen Dĕčin (Mittelschule 
für Schifffahrt und technisches Hand-
werk) und CERANOV (Rumänisches 
Maritimes Schulungszentrum) erwor-
benen Befähigungen zum Matrosen 
auf dem Rhein anerkannt werden. Nä-
heres finden Sie in unserem Blog unter 
www.binnenschiff.de.

Leitfaden zur Stabilität im  
Containerverkehr
Die europäischen Binnenschifffahrts-
verbände EBU und ESO haben ge-
meinsam mit AQUAPOL einen prak-
tischen Stabilitätsleitfaden für den 
Containertransport in der Rheinschiff-
fahrt entworfen, der im Februar 2016 
der ZKR-Arbeitsgruppe Polizeiverord-
nung vorgestellt werden soll. Einige 
Havarien von Containerschiffen in 
den vergangenen Jahren, insbesondere 
die der „Waldhof“ im Jahr 2011, haben 

den Bedarf aufgezeigt, Wissenslücken 
beim Thema Stabilität zu schließen 
und bereits während der Ausbildung 
vermittelte Kenntnisse aufzufrischen. 
Aus diesem Grund werden in dem Leit-
faden bewährte Praxisbeispiele mit po-
sitiven Auswirkungen auf die Stabilität 
aufgegriffen. Auf diesem Wege erhal-
ten Schiffsführer ein übersichtliches 
Nachschlagewerk, das wichtige Verhal-
tensweisen in Form einer „Checkliste“ 
in Erinnerung ruft. Außerdem werden 
zukünftige Entwicklungen in der Con-
tainerbinnenschifffahrt, u.a. die neuen 
EDI-Nachrichten zum elektronischen 
Austausch von Containergewichten 
und die Einführung eines neuen Qua-
litätssystems für Containerschiffe, be-
leuchtet. Der Entwurf ist in der BDB-
Geschäftsstelle erhältlich.

„QUINWALO“ auch 2016  
gestartet
Die Schifferbörse zu Duisburg bietet 
in Kooperation mit der IHK Duisburg 
auch im Jahr 2016 wieder das bereits 
im vergangenen Jahr sehr erfolgreich 
durchgeführte Programm „QUINWA-
LO“ (Qualification Inland Waterway 
Logistics) an. Es richtet sich an Auszu-
bildende für Speditions- und Logistik-
dienstleistungen, vorrangig aus dem 
zweiten Lehrjahr, die mehr über die 
Binnenschifffahrt erfahren möchten. 
Im Rahmen von drei Modulen und ins-
gesamt acht Terminen (8. März bis 10. 
Mai 2016) vermitteln erfahrene und ak-
tive Vertreter aus dem Gewerbe Grund-
lagenwissen über das System Wasser-
straßen und zeigen die Bedeutung des 
Verkehrsträgers Binnenschiff für Trans-
port und Logistik auf. Abgerundet wird 
das Programm durch Exkursionen zum 
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Entwicklungszentrum für Schiffstech-
nik und Transportsysteme (DST) und 
zum Schiffer-Berufskolleg. Der Verband 
hat beim BMVI angeregt, das Programm 
im Rahmen der Weiterentwicklung des 
Aktionsplanes Güterverkehr und Logis-
tik zu berücksichtigen.

NRMM: Trilog weitgehend  
abgeschlossen
Die Beratungen in Brüssel zur Definiti-
on zukünftiger Abgasgrenzwerte in der 
Binnenschifffahrt (NRMM) befinden 
sich in der Endphase. Wie der europäi-
sche Dachverband EBU mitteilte, kann 
davon ausgegangen werden, dass sich 
die Abgasgrenzwerte künftig nicht 
– wie von der EU-Kommission beab-
sichtigt – an den Euro-6-Grenzwerten 
orientieren werden, sondern grund-
sätzlich an den US-amerikanischen 
Grenzwerten (EPA Tier 4), was u.a. der 
Forderung des BDB entsprach. Aller-
dings werden aufgrund bestimmter 
Sonderregelungen, etwa hinsichtlich 
der Partikelemissionen, Abgasnach-
behandlungssysteme für konventio-
nelle Dieselantriebe und wohl auch 
LNG-Antriebe dem Vernehmen nach 
künftig bei neuen Motoren zwingend 
erforderlich sein. Damit stellt das Ver-
handlungsergebnis verglichen mit 
den ursprünglichen Vorstellungen der 
Kommission zwar eine deutliche Ab-
milderung dar, bleibt jedoch insgesamt 
hinter den Erwartungen des Verbandes 
zurück. Sobald letzte administrative 
Detailfragen im Trilog-Verfahren abge-
schlossen sind und schriftliche Unterla-
gen vorliegen, wird der BDB seine Mit-
glieder informieren. Schon jetzt hält der 
Verband die Position des Rates zu den 
Abgasgrenzwerten als Orientierung für 
seine Mitglieder bereit.

BDB bei Statuskonferenz  
„eQualification 2016“
Der BDB war mit Vertretern der weite-
ren Kooperationspartner des vom Bun-
desministerium für Bildung und For-
schung geförderten Projektes „Smart 
Qu@lification“, dem DST und der Uni-
versität Duisburg-Essen (UDE), am 15. 
und 16. Februar 2016 auf der Statuskon-
ferenz „eQualification 2016“ in Berlin 
vertreten. Die über 170 Teilnehmer der 
Tagung erhielten interessante Einblicke 
in zahlreiche weitere Verbundprojekte 
im ESF-Programm „Digitale Medien in 
der beruflichen Bildung“ und konnten 
sich branchenübergreifend mit vielen 
Akteuren austauschen. In Workshops 
wurden unterschiedliche Ansätze des 
E-Learnings erfahrbar gemacht. Bei der 
„Postersession“ stellten die Vertreter 
der einzelnen Projekte den Interessier-
ten Ziele und Inhalte vor.

Projektwebseite für  
„Smart Qu@lification“
Der BDB hat in Abstimmung mit den 
weiteren Projektpartnern eine Inter-
netseite für das vom BMBF geförderte 
Projekt „Smart Qu@lification“ zur Ent-
wicklung und Erprobung innovativer E-

Learning-Angebote in der Binnenschiff-
fahrt erstellt. Der Link zierte bereits das 
Projektposter, das wie berichtet auf der 
Statuskonferenz „eQualification 2016“ 
Anfang Februar präsentiert wurde. 
Neben einer Projektbeschreibung wird 
dort ein Zwischenstand der Arbeits-
pakete gegeben. Außerdem wird im 
Blog über aktuelle Termine informiert. 
www.smart-qualification.de.

Havel: Leichterer Zugang  
zu Streckenkunde
Nach den Sperrungen der Schleusen 
Wusterwitz und Niegripp 2015/2016, 
die voraussichtlich nicht die letzten 
ihrer Art sind, hat der BDB beantragt, 
nach dem Vorbild der Oberweser Er-
leichterungen für die Zulassung zur 
Streckenprüfung auf der Unteren Ha-
vel zu gewähren. Die GDWS hat diesem 
Antrag zugestimmt und einen Kriteri-
enkatalog, angelehnt an die Kriterien 
für die Oberweser, erarbeitet. Vorgese-

(v.l.n.r.) Dr. Tobias Hölterhof (Universität Duisburg Essen),  
BDB-Referent Fabian Spieß und Dieter Gründer (DST) in Berlin
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hen sind darin u.a. eine Reduzierung 
der Streckenfahrten von 16 auf 8, davon 
mindestens 4 Fahrten zu Tal innerhalb 
der letzten 24 Monate. Voraussetzung 
ist, dass der Schiffsführer das Patent A 
oder B besitzt und mindestens 5 Jahre 
über eine Streckenzeugnis für einen 
weiteren Strom, z.B. Rhein oder Elbe, 
verfügen. Die eigentliche Strecken-
kundeprüfung behält ihren bisherigen 
Schwierigkeitsgrad. Der Verband hält 
seine Mitglieder über die konkrete Um-
setzung der Pläne auf dem Laufenden.

BDB gegen geplantes Verbot 
von Schwenkbäumen
Der BDB kritisiert Bestrebungen der Be-
rufsgenossenschaft (BG), Schwenkbäu-
me auf Binnenschiffen im Zuge des In-
krafttretens der möglichen neuen UVV 
„Fahrzeuge in der Binnenschifffahrt“ 
nicht mehr zuzulassen. Bisher waren 
Schwenkbäume zugelassen, sofern sich 
diese in einem verwendungsbereiten 
Zustand befinden. Bei dieser Regelung 
soll es nach Ansicht des Verbandes 
auch künftig bleiben. Ein Verbot lässt 
außer Acht, dass Schwenkbäume bei-
spielsweise bei Anlegen eines Schiffes 
an einer schrägen Böschung ein siche-
res Mittel sind, um an Land zu kommen, 
wenn die Poller/Ringe mehrere Meter 
entfernt sind. Auch bei Hochwasserla-
gen oder in Falle für moderne Schiffe 
zu kurz konzipierter Lade- und Lösch-
stellen spielt der Einsatz des Schwenk-
baums eine Rolle, so dass er – auch 
wenn insgesamt selten benötigt – wei-
terhin zugelassen sein muss. Im Übri-
gen wurden in den letzten Jahren keine 
Unfälle mit Schwenkbäumen bekannt, 
so dass ein Verbot aus Sicherheitsas-
pekten nicht notwendig erscheint.

Niedrigwasser verursacht 
Mengenverluste 2015
In Deutschland wurden im Jahr 2015 
mit 4,5 Mrd. t (+ 1,1 % im Vergleich zum 

Vorjahr) so viele Güter transportiert 
wie nie zuvor. Das teilte das Statisti-
sche Bundesamt (Destatis) mit. Damit 
wuchs der Güterverkehr in Deutsch-
land im dritten Jahr in Folge. Während 
der Straßengüterverkehr zulegen konn-
te, ging das Transportaufkommen bei 
Güterbahn (- 1,0 %) und Binnenschiff 
(- 3,2 %) zurück. Im Jahr 2015 wurden 
insgesamt 221,4 Mio. t auf deutschen 
Wasserstraßen transportiert. Die Ver-
kehrsleistung betrug 55 Mrd. tkm. Die 
Rückgänge in der Binnenschifffahrt 
sind in erster Linie auf das lang anhal-
tende Niedrigwasser im Herbst 2015 zu-
rückzuführen: Im 1. Halbjahr 2015 hatte 
die Schifffahrt laut BAG-Bericht im Ver-
gleich zum 1. Halbjahr 2014 noch Men-
gen- und Leistungszuwächse von 3,2 % 
bzw. 5,8 % zu verzeichnen.

Neckar: Weniger Massengut – 
mehr Container
Wie die WSV mitteilt, war auf dem 
Neckar im Jahr 2015 ein uneinheitli-
ches Bild zu beobachten. Während der 
Transport von Massengütern rückläu-
fig war, wofür neben dem lang anhal-
tenden Niedrigwasser 2015 auch ein 
Strukturwandel in der Energieversor-
gung ursächlich gewesen seien, ent-

wickelte sich der Containerverkehr er-
freulich. Mit transportierten 37.684 TEU 
(20-Fuß-Standardcontainer) ergab sich 
in diesem Segment eine Steigerung von  
10,3 % gegenüber dem Jahr 2014 und 
damit ein Allzeithoch auf dem Neckar! 
Die Containerlinie verbindet die Indus-
trieregion „Mittlerer Neckar“ mit den 
Überseehäfen in den Niederlanden und 
Belgien. Insgesamt wurden 5,9 Mio. t 
Güter auf dem Neckar registriert.

Hamburger Hafen bleibt unter 
Vorjahresergebnis
Mit einem Seegüterumschlag von ins-
gesamt 137,8 Mio. t ist der Hafen Ham-
burg hinter seinem Vorjahresergebnis 
zurückgeblieben (- 5,4 %). Zwar konnte 
der Massengutumschlag im Jahr 2015 
sein Wachstum fortsetzen und mit 45,5 
Mio. t ein Plus von 5,8 % verbuchen, 
rückläufig war hingegen der Contai-
nerumschlag mit 8,8 Mio. TEU, was ei-
nem Minus von 9,3 % gegenüber 2014 
entspricht. Nach Angaben des Hafens 
konnten sowohl die Eisenbahn (+ 2,8 %) 
als auch das Binnenschiff (+ 27,5 %) 
im Seehafenhinterlandverkehr (Con-
tainertransport) zulegen. Insgesamt 
transportierte die Binnenschifffahrt 
im Hamburger Hinterlandverkehr 12,4 
Millionen t und damit 13,6 % mehr als 
im Vorjahr. An der Spitze löste die Bahn 
mit einem Modal Split von 45,3 % den 
Lkw (42,4 %) ab.

Dipl.-Ing. Paul Bohn verstorben
Am 20. Januar 2016 ist Dipl.-Ing. Paul 
Bohn, Ehrenmitglied und Gründungs-
mitglied des Ingenieurverbands Was-
ser- und Schifffahrtsverwaltung e.V. 
(IWSV) im Alter von 88 Jahren verstor-
ben. Bohn gehörte im Jahr 1960 zu den 
Gründungsmitgliedern und stellte sich 
fast 30 Jahre in den Dienst des Verban-
des. Er trug dazu bei, dass sich der IWSV 

Weniger Massengut auf dem Neckar

Ein Verbot von Schwenkbäumen ist aus Sicht des BDB nicht sinnvoll
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zu einem verlässlichen und kompeten-
ten Verhandlungspartner des damali-
gen Bundesverkehrsministeriums und 
der dort eingebundenen politischen 
Entscheidungsträger entwickelte – 
nicht zuletzt auch durch eine enge Zu-
sammenarbeit mit anderen Verbänden. 

BDB bei VCI-Gesprächskreis
Der Verband der Chemischen Indus-
trie e.V. (VCI) hat im Rahmen seiner 
„VCI-Initiative Infrastruktur NRW“ am 
18. Februar 2016 in Düsseldorf eine 
weitere Sitzung seines Gesprächskrei-
ses durchgeführt, an dem neben dem 
BDB auch Vertreter der IHKen in NRW, 
der Gewerkschaft, verschiedener Ver-
kehrsverbände sowie des Landesver-
kehrs- und Wirtschaftsministeriums 
teilnahmen. Der Gesprächskreis dient 
dem Austausch und der gemeinsa-
men Interessenbündelung, wobei ge-
rade die Binnenschifffahrt im Fokus 
des VCI steht. Um die Verlagerung von 
Gütern auf das Binnenschiff müsse we-
gen seiner Umweltfreundlichkeit und 
Zuverlässigkeit in der Verladerschaft 
noch mehr geworben werden, betonte 
Gerd Deimel (VCI/LANXESS Deutsch-
land GmbH). Unter den Teilnehmern 
herrschte Einigkeit darüber, dass nach 
Priorisierung und Mittelaufstockung 
in den Haushalten dringend erforder-
liche Infrastrukturprojekte durch zu-
sätzliches Planungspersonal, Überjäh-
rigkeit der Mittel sowie Vereinfachung  
von Vergabeverfahren schnellstmög-
lich umgesetzt werden müssen. Dies 
müsse gemeinsam gegenüber Behör-
den und Mandatsträgern kommuniziert 
werden. Der BDB hält seine Mitglieder 
über den nächsten Gesprächskreis im 
Herbst 2016 informiert.

Standards über Tauglichkeit  
in der Diskussion
Regierungsvertreter und Ärzte aus Mit-
gliedstaaten der ZKR und der EU bera-
ten zurzeit über neue Standards für die 
medizinische Eignung der Besatzung 
von Binnenschiffen. Dabei werden eini-
ge Änderungen im Vergleich zum beste-
henden System diskutiert. Möglich er-
scheint künftig ein erster medizinischer 
Check-up 10 Jahre nach Erwerb eines 
Patents, jedenfalls bei Erreichen eines 
Alters von ca. 40 Jahren, um Schiffsfüh-
rer besser über gesundheitliche Risiken 
aufzuklären. Im Gegenzug könnte die 
für alle Mitglieder der Crew verpflich-
tende jährliche Untersuchung ab 65 in 
größeren Zeitabständen erfolgen, um 
das steigende Renteneintrittsalter zu 

berücksichtigen. Bei Wiederholungs-
tests könnte der so genannte Flüster-
test entfallen, bei dem manchmal eher 
die Hörfähigkeit des Untersuchenden 
und nicht die des Untersuchten auf 
eine harte Probe gestellt wird. Bei einer 
Rot-Grün-Schwäche wird diskutiert, Be-
troffenen keine Steuerungstätigkeiten, 
wohl aber die Weiterbeschäftigung an 
Bord zu erlauben. Der Verband verfolgt 
die Beratungen weiter.

Schweizerische Rheinhäfen: 
Güterumschlag gestiegen
6,33 Mio. t und damit 5,9 % mehr als im 
Vorjahr wurden 2015 in den Schwei-
zerischen Rheinhäfen umgeschlagen. 
Dieses Ergebnis ist zu einem großen 
Teil auf den Bereich „Mineralölproduk-
te“ zurückzuführen – das verdeutlicht 
ein Blick auf die einzelnen Häfen. Der 
eigentliche „Ölhafen“ Muttenz-Au ver-
buchte bei 1,93 Mio. t einen Zuwachs 
von nahezu 20 %, Birsfelden mit eben-
falls starkem Umschlag in diesem Be-
reich kam auf ein Plus von 10 %, wäh-
rend in Kleinhüningen mit 1,65 Mio. t 
knapp 13 % weniger umgeschlagen 
wurden. Mit 102.916 TEU wurden 2015 
schiffseitig über die Schweizerischen 
Rheinhäfen etwa gleich viele Contai-
ner abgewickelt (- 1,5 %) wie im Vorjahr 
– trotz ungünstiger Wasserstände. Zu-
sammen mit dem Bahnverkehr waren 
es 123.494 TEU, was ein Allzeithoch be-
deutet. 

BDB zu neuen  
Wahrschauregelungen
Die von der ZKR 2012 beschlossenen 
neuen Regeln für die Fahrt durch die 
Wahrschaustrecke zwischen Oberwe-
sel und St. Goar sind bis zum 30. No-
vember 2016 befristet. Nach Ansicht 

des deutschen Gewerbes haben sich 
die neuen Paragraphen samt neuer 
Unterteilung der Strecke zur Licht-
wahrschau in der Polizeiverordnung 
gut bewährt. Deshalb hat der Verband 
vorgeschlagen, die Regeln mit nur ei-
nigen sprachlichen Verbesserungen, 
die Üblichkeiten im Funkverkehr be-
rücksichtigen, zu entfristen und in den 
festen Bestand der Rheinschifffahrts-
polizeiverordnung zu übernehmen. Es 
gab seit dem Inkrafttreten der neuen 
Regeln keinen Unfall und die Praxis hat 
sich schnell an die Neuregelung, die 
auch regelmäßig in der Patentprüfung 
abgefragt wird, gewöhnt.

CLNI 2012 im Bundestag
Mit dem Gesetzentwurf „zur Änderung 
der Haftungsbeschränkung in der Bin-
nenschifffahrt“, der jetzt von der Bun-
desregierung in den Bundestag ein-
gebracht wurde, hat das Straßburger 
Übereinkommen vom 27. September 
2012 über die Beschränkung der Haf-
tung in der Binnenschifffahrt (CLNI 
2012) einen Schritt Richtung Umset-
zung in nationales Recht gemacht. Das 
Vertragswerk ermöglicht es Schiffsei-
gentümern, Bergern und Rettern, mög-
liche Haftungshöchstbeträge zu be-
schränken. Bislang haben Serbien und 
Luxemburg das CLNI 2012 ratifiziert. 
Auch die Niederlande haben eine Rati-
fizierung angekündigt.

BDB-Webseite jetzt  
RSS-Feed-fähig
Das Internetangebot des BDB ist jetzt 
RSS-Feed-fähig. Mit dem Feed, der di-
rekt nach Aufrufen der Startseite über 
die Lesezeichen/Favoriten im Browser 
abonniert werden kann, erhalten Sie 
ab sofort eine Benachrichtigung, sobald 
ein neuer Beitrag online gestellt wor-
den ist. Dank des Tools verpassen Sie 
also künftig nichts mehr und sind im-
mer bestens über Neuigkeiten aus der 
Binnenschifffahrt und dem Verband in-
formiert: www.binnenschiff.de.

Rolf Dieter verlässt Brüssel
Nach 25 Jahren als nationaler Experte 
bei DG Verkehr hat Rolf Dieter Ende Fe-
bruar die Europäische Kommission ver-
lassen und steht nun wieder in Diensten 
des Landes Baden-Württemberg. Mit 
seinem Namen sind u.a. Dossiers wie die 
Marktbeobachtung, Verwendung der 
Mittel im Reservefonds und Forschungs-
projekte wie PLATINA verknüpft. Report 
wünscht Rolf Dieter alles Gute für die 
berufliche Zukunft!
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Projekt Platina 2 beendet
Mit einem „Final Event“ in Rotterdam 
ist das von der EU geförderte Projekt 
Platina 2, in dem auch der BDB mitge-
arbeitet hat, nach dreijähriger Laufzeit 
zu Ende gegangen. Dimitrios Theologi-
tis, Leiter des Bereichs Häfen und Bin-
nenschifffahrt innerhalb der DG Move, 
lobte im Namen der EU-Kommission 
beide Platina-Projekte als „sinnvoll, um 
die Umsetzung von NAIADES in den 
Bereichen Infrastruktur, IT, Forschung 
und Entwicklung, Marktentwicklung, 
Flussinformationsdienste und human 
resources zu unterstützen“, betonte 
er. Im Rahmen von Platina 2 entstan-
den insgesamt 23 Ergebnisdokumente. 
Theologitis rief die Binnenschifffahrt 
dazu auf, sich für eine eventuelle dritte 
Auflage des Projekts einzusetzen.

Gut besuchtes  
IVR-Kolloquium in Bonn
Am 17. und 18. März fand in Bonn das 
8. IVR-Kolloquium unter Vorsitz von 
Frau Dr. Czerwenka, Ministerialrätin im 
Bundesjustizministerium, statt. An der 
Veranstaltung nahmen rund 100 Teil-
nehmer aus mehreren europäischen 
Staaten teil. Im Kolloquium wurden 
u.a. das neue Haftungsbeschränkungs-
übereinkommen für die Binnenschiff-
fahrt (CLNI 2012), dessen Umsetzung 
in nationales Recht und Leitfäden zu 
dessen Umsetzung in nationales Recht 
behandelt. Nähere Informationen im 
BDB-Blog unter www.binnenschiff.de.

Neuwahlen im BDB
Am 27. April 2016 richtet der BDB in 
Duisburg seine jährliche Mitgliederver-
sammlung aus. Neben den Regularien 
stehen auch turnusgemäß Neuwahlen 
für den Vorstand und das Präsidium 
auf der Tagesordnung. Das Präsidium 
tritt in bestehender Form mit Präsident 
Martin Staats an der Spitze zur Wieder-
wahl an. Zusätzlich zur Wahl stellen sich 
Friedrich Weigert (Kühne + Nagel Euro-
shipping) sowie Dr. Achim Schloemer 
(KD), so dass erstmals in der Verbands-
geschichte dann auch die Fahrgast-
schifffahrt im Präsidium vertreten ist. 

BDB diskutiert BVWP in Berlin
Am 12. Mai 2016 richtet der BDB einen 
Parlamentarischen Abend in Berlin 
aus. Thema der Veranstaltung wird der 
Entwurf des neuen Bundesverkehrswe-
geplans sein. Es spricht Staatssekretär 
Enak Ferlemann, der sich anschließend 
zu diesem Thema in die Diskussion mit 
dem BDB-Präsidenten und den Spre-

chern der PGBi begibt. Teilnahme nur 
nach Einladung. 

Personelle Veränderungen in 
der BDB-Geschäftsstelle
Jörg Rusche hat den BDB zum 1. April 
2016 verlassen und ist zur ZKR gewech-
selt. Er wurde dort zum „Verwaltungs-
rat für Berufsbefähigungen“ ernannt 
und betreut den STF-Ausschuss und 
die Arbeitsgruppe CESNI/QP. Er bleibt 
somit dem Binnenschifffahrtsgewerbe 
und dem BDB unmittelbar verbunden. 
Report wünscht Herrn Rusche viel Er-
folg in seinen neuen Aufgaben. Die 
Nachbesetzung der damit entfallenen 
Position eines weiteren Geschäftsfüh-
rers ist beim BDB nicht vorgesehen. 
Jens Schwanen ist somit seit 1. April 
2016 alleiniger Geschäftsführer im BDB. 
Andreas Stommel, zurzeit beim Deut-
schen Speditions- und Logistikverband 
(DSLV) tätig, wird ab Anfang Juni 2016 
das Team in der BDB-Geschäftsstelle 
verstärken. Beim DSLV bearbeitet er seit 
vielen Jahren die Fachbereiche Arbeit, 
Soziales, Tarifangelegenheiten und 
Binnenschifffahrtsrecht und leitet dort 
das Referat „Binnenschifffahrt“ sowie 
den entsprechenden Fachausschuss. 
Von Katharina Grundt, Referentin der 
Geschäftsführung, und der Auszubil-
denden Vanessa Ring hat der BDB sich 
leider trennen müssen. Im allgemeinen 
Sekretariat des BDB ist seit Anfang Ap-
ril Tina D’Alu als Halbtagskraft tätig. 

Schulschiffumbau 2017
Der vierte und letzte Teilabschnitt 
der Modernisierung des Schulschiffes 
„Rhein“ verzögert sich. Die für das lau-
fende Jahr geplanten Umbauarbeiten, 
die u.a. energetische Sanierungsarbei-
ten und Modernisierungen auf dem 
Hauptdeck vorsahen, werden auf das 
Jahr 2017 verschoben, damit die Schiffs-
jungenkurse ungestört durchgeführt 
werden können.
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